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Dieser Priifungsbericht richtet sich - unbeschadet eines etwaigen, gesetzlich begriindeten Rechts Dritter zum Empfang oder zur
Einsichtnahme - ausschlief3lich an die Organe des Unternehmens und die Finanzmarktaufsicht. Die Weitergabe des Berichtes an
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PRUFUNGSBERICHT

An die Mitglieder der Geschéaftsfihrung und des Aufsichtsrats der
LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H.,
Wien

Wir haben die Prifung des Rechenschaftsberichtes zum 31. Dezember 2020 des von der

LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H., Wien
(im Folgenden auch kurz "Gesellschaft" oder "Verwaltungsgesellschaft" genannt)

verwalteten

WorldConcept
Miteigentumsfonds gemal § 2 Abs. 1 und 2 InvFG 2011

abgeschlossen und erstatten Uber das Ergebnis dieser Prufung den folgenden Bericht:

I. PRUFUNGSAUFTRAG UND AUFTRAGSDURCHFUHRUNG

In der ordentlichen Generalversammlung vom 25. Marz 2019 der Semper Constantia Invest
GmbH, Wien, (nunmehr: LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H., Wien) wurden wir zum
Abschlusspriifer flr Rechenschaftsberichte fir das Geschaftsjahr 2020 gewahlt.

Gemal 8 49 Abs 5 Investmentfondsgesetz (InvFG) ist der Rechenschaftsbericht von einem
Wirtschaftsprufer, der auch Bankprifer der Verwaltungsgesellschaft sein kann, zu prifen.
Demzufolge pruften wir den Rechenschaftsbericht des von der Gesellschaft verwalteten

"WorldConcept", Miteigentumsfonds gemal 8 2 Abs. 1 und 2 InvFG 2011.

Die Prufung hat sich auch auf die Beachtung der Vorschriften des Investmentfondsgesetzes und
der Fondsbestimmungen zu erstrecken.
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Bei unserer Prifung beachteten wir die in Osterreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und
die berufsiblichen Grundsatze ordnungsgemafier Durchfiihrung von Abschlussprifungen.
Diese Grundsatze erfordern die Anwendung der internationalen Prifungsstandards
(International Standards on Auditing (ISA)). Wir weisen darauf hin, dass die Abschlussprifung
mit hinreichender Sicherheit die Richtigkeit des Abschlusses gewahrleisten soll. Eine absolute
Sicherheit lasst sich nicht erreichen, weil jedem internen Kontrollsystem die Mdglichkeit von
Fehlern immanent ist und auf Grund der stichprobengestitzten Priifung ein unvermeidbares
Risiko besteht, dass wesentliche falsche Darstellungen im Rechenschaftsbericht unentdeckt
bleiben. Die Priufung erstreckte sich nicht auf Bereiche, die tGiblicherweise den Gegenstand von
Sonderprufungen bilden.

Die Prufung wurde unter Leitung der unterzeichnenden Wirtschaftsprufer zwischen Stichtag
und Datum des Bestatigungsvermerks bei der Depotbank und in unserer Kanzlei durchgefihrt.
Der verantwortliche Wirtschaftsprifer im Sinne des WTBG ist Herr Mag. Ernst Schénhuber.

Grundlage fur unsere Prifung ist der mit der Gesellschaft abgeschlossene Prifungsvertrag, bei
dem die von der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprifer herausgegebenen
"Allgemeine Auftragsbedingungen fur Wirtschaftstreuhandberufe" (Beilage 2) einen integrierten
Bestandteil bilden. Diese Auftragsbedingungen gelten nicht nur zwischen der Gesellschaft und
dem Abschlussprifer, sondern auch gegeniber Dritten.
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Il. RECHTLICHE VERHALTNISSE
Fondsname: WorldConcept

Fondsart: Kapitalanlagefonds (OGAW)
Tranchen-Fonds

Fondsbestimmungen: Die aktuellen Fondsbestimmungen sind dem Rechenschaftsbericht
beigelegt.
Depotbank: Liechtensteinische Landesbank (Osterreich) AG, Wien

Zahl- und Einreichstellen: Liechtensteinische Landesbank (Osterreich) AG, Wien

Rechnungsjahr: 1. Janner bis zum 31. Dezember des Kalenderjahres
Das erste Rechnungsjahr war ein Rumpfrechnungsjahr und
umfasste den Zeitraum von 2. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020.

I1l. ERLAUTERUNGEN ZUM RECHENSCHAFTSBERICHT

Alle erforderlichen Angaben und Erlauterungen sind im Rechenschaftsbericht der LLB Invest
Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. enthalten. Wir verweisen daher auf die entsprechenden
Angaben der Geschaftsfihrung im Rechenschaftsbericht (Beilage 1).
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IV. ZUSAMMENFASSUNG DES PRUFUNGSERGEBNISSES

Feststellung zur GesetzméaRigkeit von Buchfihrung und Rechenschaftsbericht:
Die Buchhaltung des Sondervermdgens wird tUber "TAMBAS" The Asset Management Banking
System bei der Liechtensteinische Landesbank (Osterreich) AG, Wien, gefuhrt.

Bei unseren Prifungshandlungen stellten wir die Beachtung der gesetzlichen Vorschriften und
Grundsatze ordnungsmaliger Buchfihrung fest.

Hinsichtlich der Gesetzmaligkeit des Rechenschaftsberichtes verweisen wir auf unsere
Ausfuhrungen im Bestatigungsvermerk.

Stellungnahme zu sonstigen Informationen:
Die im Rechenschaftsbericht als Anlagen beigefiigten Ausfihrungen lber die steuerliche
Behandlung der Anteilscheine sind nicht Gegenstand der Prifung durch den Abschlussprifer.

Erforderliche Aussagen zu sonstigen Informationen werden im Bestatigungsvermerk getroffen.

Erteilte Auskunfte:

Die gesetzlichen Vertreter erteilten die von uns verlangten Aufklarungen und Nachweise. Eine
von den gesetzlichen Vertretern unterfertigte Vollstandigkeitserklarung haben wir zu unseren
Akten genommen.

Feststellungen zu Tatsachen gemalf § 154 Abs 1 und 2 InvFG 2011:

Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Abschlussprifer haben wir keine gemal 8 154 Abs 1
und 2 InvFG 2011 berichtspflichtigen Tatsachen, insbesondere betreffend Verstolie der
gesetzlichen Vertreter oder von Arbeithehmern gegen Gesetz oder Fondsbestimmungen,
festgestellt. In Zusammenhang mit der Verwaltung dieses Fonds wurden keine schwerwiegenden
Verstol3e der gesetzlichen Vertreter oder von Arbeitnehmern der Verwaltungsgesellschaft gegen
Gesetz, insbesondere wesentliche Verletzungen des Investmentfondsgesetzes, des Alternative
Investmentfonds Manager-Gesetzes, der Fondsbestimmungen sowie sonstiger fur die
Bankenaufsicht mafigeblicher gesetzlicher oder sonstiger Vorschriften oder Bescheide des
Bundesministers flr Finanzen oder der Finanzmarktaufsichtsbehérde, festgestellt. Wesentliche
Schwachen bei der internen Kontrolle des Rechnungslegungsprozesses der
Verwaltungsgesellschaft sind uns nicht zur Kenntnis gelangt. Begriindete Zweifel an der
Richtigkeit von Unterlagen oder an der Vollstandigkeitserklarung der Geschéaftsfiihrung bestehen
nicht.

Hinsichtlich etwaiger sonstiger Verletzungen von Bestimmungen des InvFG oder der
Fondsbestimmungen wird auf die Ausfiihrungen unter "Feststellungen zur Beachtung der
Veranlagungs- bzw. Fondsbestimmungen' verwiesen.
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Feststellung zur Beachtung der Veranlagungs- bzw. Fondsbestimmungen:

Im Zuge unserer stichprobenweisen Prifung haben wir keine berichtspflichtigen aktiven und
passiven Verletzungen der im Investmentfondsgesetz und in den Fondsbestimmungen
festgelegten Veranlagungsgrenzen festgestellt.

Bericht tUber besondere Vorkommnisse und Sachverhalte:
Im abgelaufenen Rumpfrechnungsjahr sind keine berichtenswerten Vorkommnisse eingetreten.
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V. BESTATIGUNGSVERMERK
Bericht zum Rechenschaftsbericht
Prufungsurteil

Wir haben den Rechenschaftsbericht der LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H., Wien,
Uber den von ihr verwalteten

WorldConcept
Miteigentumsfonds gemal 8 2 Abs. 1 und 2 InvFG 2011,

bestehend aus der Vermdgensaufstellung zum 31. Dezember 2020, der Ertragsrechnung fur das
an diesem Stichtag endende Rumpfrechnungsjahr und den sonstigen in Anlage | Schema B
Investmentfondsgesetz 2011 (InvFG 2011) vorgesehenen Angaben, gepriift.

Nach unserer Beurteilung entspricht der Rechenschaftsbericht den gesetzlichen Vorschriften
und vermittelt ein moglichst getreues Bild der Vermdgens- und Finanzlage zum 31. Dezember
2020 sowie der Ertragslage des Fonds fir das an diesem Stichtag endende Rumpfrechnungsjahr
in Ubereinstimmung mit den Gsterreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und den
Bestimmungen des InvFG 2011.

Grundlage fur das Prufungsurteil

Wir haben unsere Abschlusspriifung gemaR § 49 Abs 5 InvFG 2011 in Ubereinstimmung mit den
Osterreichischen Grundsatzen ordnungsmaRiger Abschlussprifung durchgefuhrt. Diese
Grundsatze erfordern die Anwendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere
Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt
"Verantwortlichkeiten des Abschlussprifers fur die Prifung des Rechenschaftsberichts” unseres
Bestatigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gesellschaft unabhéngig in
Ubereinstimmung mit den dsterreichischen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen
Vorschriften und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Ubereinstimmung mit
diesen Anforderungen erfillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des
Bestatigungsvermerks erlangten Priufungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als
Grundlage fur unser Prufungsurteil zu diesem Datum zu dienen.
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Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind fur die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen
Informationen umfassen alle Informationen im Rechenschaftsbericht, ausgenommen die
Vermdgensaufstellung, die Ertragsrechnung, die sonstigen in Anlage | Schema B InvFG 2011
vorgesehenen Angaben und den Bestatigungsvermerk.

Unser Prifungsurteil zum Rechenschaftsbericht erstreckt sich nicht auf diese sonstigen
Informationen und wir geben dazu keine Art der Zusicherung.

Im Zusammenhang mit unserer Prifung des Rechenschaftsberichts haben wir die
Verantwortlichkeit, diese sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu wiirdigen, ob die
sonstigen Informationen wesentliche Unstimmigkeiten zum Rechenschaftsbericht oder zu
unseren bei der Abschlussprifung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig falsch
dargestellt erscheinen.

Falls wir auf der Grundlage der von uns zu den vor dem Datum des Bestatigungsvermerks des
Abschlussprifers erlangten sonstigen Informationen durchgefiihrten Arbeiten den Schluss
ziehen, dass eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind
wir verpflichtet, Uber diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang nichts
zu berichten.

Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats
fur den Rechenschaftsbericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fir die Aufstellung des Rechenschaftsberichts und
dafir, dass dieser in Ubereinstimmung mit den 6sterreichischen unternehmensrechtlichen
Vorschriften und den Bestimmungen des InvFG 2011 ein moéglichst getreues Bild der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage des Fonds vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen
Vertreter verantwortlich fur die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die
Aufstellung eines Rechenschaftsberichts zu ermdglichen, der frei von wesentlichen falschen
Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtimern ist.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fiir die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft betreffend den von ihr verwalteten Fonds.
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Verantwortlichkeiten des Abschlussprufers fir die Prifung des Rechenschaftsberichts

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit dartiber zu erlangen, ob der Rechenschaftsbericht als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtimern ist und einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unser Prufungsurteil beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes MafR3 an Sicherheit, aber keine Garantie dafiir, dass eine in
Ubereinstimmung mit den 6sterreichischen Grundsatzen ordnungsméRiger Abschlussprifung,
die die Anwendung der ISA erfordern, durchgefiihrte Abschlussprifung eine wesentliche falsche
Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kdnnen aus dolosen
Handlungen oder Irrtimern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen
einzeln oder insgesamt verniinftigerweise erwartet werden konnte, dass sie die auf der
Grundlage dieses Rechenschaftsberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Nutzern beeinflussen.

Als Teil einer Abschlussprifung in Ubereinstimmung mit den osterreichischen Grundsatzen
ordnungsmafiger Abschlussprifung, die die Anwendung der ISA erfordern, Uben wir wahrend
der gesamten Abschlussprifung pflichtgemaRes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung.

Darlber hinaus gilt:

— Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund von
dolosen Handlungen oder Irrtimern im Rechenschaftsbericht, planen Prifungshandlungen als
Reaktion auf diese Risiken, flihren sie durch und erlangen Priifungsnachweise, die
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unser Prifungsurteil zu dienen. Das
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht
aufgedeckt werden, ist hoher als ein aus Irrtimern resultierendes, da dolose Handlungen
kollusives Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstéandigkeiten, irrefihrende
Darstellungen oder das AulRerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kénnen.

— Wir gewinnen ein Verstandnis von dem fir die Abschlusspriifung relevanten internen
Kontrollsystem um Prifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirksamkeit des internen
Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.
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- Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten geschatzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhdngende
Angaben.

- Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Rechenschaftsberichts
einschlieplich der Angaben sowie ob der Rechenschaftsbericht die zugrunde liegenden
Geschaftsvorfalle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein mdéglichst getreues Bild
erreicht wird.

- Wir tauschen uns mit dem Aufsichtsrat unter anderem tber den geplanten Umfang und die
geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprifung sowie lber bedeutsame
Prifungsfeststellungen, einschlieflich etwaiger bedeutsamer Mangel im internen
Kontrollsystem, die wir wahrend unserer Abschlussprifung erkennen, aus.

Wien, am 31. Marz 2021

Ernst & Young
Wirtschaftsprifungsgesellschaft m.b.H.

%‘ i ‘: :‘(
l\ -/ \/
O \k/i/(, /‘t)&/

Mag. Ernst Schonhuber ppé MMag. Rol Unjerweger

Wirtschaftspriifer irtschaftsprifer

“) Bei Verdffentlichung oder Weitergabe des Rechenschaftsberichtes in einer von der bestatigten (ungekirzten deutschsprachigen)
Fassung abweichenden Form (zB verkiirzte Fassung oder Ubersetzung) darf ohne unsere Genehmigung weder der
Bestatigungsvermerk zitiert noch auf unsere Priifung verwiesen werden.
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RECHENSCHAFTSBERICHT
WORLDCONCEPT
MITEIGENTUMSFONDS GEMAR § 2 ABS. L UND 2 INVFG 2011
FUR DAS RUMPFRECHNUNGSJAHR VOM
2. MARZ 2020 BIS
31. DEZEMBER 2020
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Allgemeine Informationen zur Verwaltungsgesellschaft

Aufsichtsrat Dr. Mathias Bauer, Vorsitzender
Mag. Dieter Rom, Vorsitzender Stellvertreter
Mag. Natalie Flatz
Mag. Markus Wiedemann
Mag.(FH) Katrin Zach

Geschéftsfijhrung Mag. Peter Reisenhofer, Sprecher der Geschaftsfihrung/CEO
MMag. Silvia Wagner, CEFA, Stv.Sprecherin der Geschaftsflihrung/CFO
Dipl.Ing.Dr. Christoph von Bonin, Geschéaftsflihrer/CIO
Dr. Stefan Klocker, CFA, Geschaftsfiihrer/CIO (bis 31.5.2020)

Staatskommissar MR Dr. Thomas Limberg (bis 31.1.2021)
MR Mag. Christoph Kreutler, MBA (ab 1.1.2020)
Christian Reininger, MSc (WU) (ab 1.2.2021)
Depotbank Liechtensteinische Landesbank (Osterréich) AG, Wien
Bankprijfer PwC Wirtschaftspriifung GmbH (bis 31.12.2020)
KPMG Austria GmbH Wirtschaftsprifungs-

und Steuerberatungsgesellschaft (ab 1.1.2021)

Priifer des Fonds Ernst & Young Wirtschaftsprifungsgesellschaft m.b.H.

unverbindliche elektronische Kopie



Angaben zur Vergiitung!

gemap § 20 Abs. 2 Z 5 und 6 AIFMG bzw. gemaR Anlage | Schema B Ziffer 9 des InvFG 2011 zum
Geschéftsjahr 2019 der LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. (ehemals ,Semper Constantia
Invest GmbH") (,VWG", ,LBI")

Gesamtsumme der — an die Mitarbeiter (inkl. Geschaftsflihrer?) der

VWG gezahlten — Vergltungen: EUR 3.446.351,05
davon feste Verglitungen: EUR 3.040.792,14
davon variable leistungsabhéngige Verglitungen (Boni). EUR 405.558,91
Anzahl der Mitarbeiter (inkl. Geschaftsfuihrer) per 31.12.2019: 35 (ohne Karenzen);
37 (mit Karenzen)
Vollzeitaquivalent (per 31.12.2019): 33,18 (ohne Karenzen),
35,18 (mit Karenzen)
davon Beglinstigte (sogen. ,Identified Staff")*: 7
Gesamtsumme der Verglitungen an Geschaftsfihrer: EUR 966.055,08
Gesamtsumme der Vergiitungen an (sonstige) Risikotrager (exkl. EUR 239.535,58
Geschaftsflhrer):
Gesamtsumme der Vergiitungen an Mitarbeiter mit EUR 129.682,24

Kontrollfunktionen:
Vergiitungen an Mitarbeiter, die sich aufgrund ihrer Gesamtvergltung

in derselben Einkommensstufe befinden wie Geschaftsflihrer und EUR 1.335.272,90
(sonstige) Risikotrager: :
Auszahlung von "carried interests" (Gewinnbeteiligung): nicht vorgesehen

Ergebnis der Uberprifung der Vergiitungspolitik durch den
Vergiitungsausschuss des Aufsichtsrats, vorgenommen in einer Sitzung | keine
am 14. Mai 2020: Unregelmapigkeiten

Eine Zuweisung bzw. Aufschliisselung der oben genannten Vergutungen (heruntergebrochen) auf den
einzelnen Investmentfonds wird und kann nicht vorgenommen werden.*

Die letzte wesentliche Anderung der Vergiitungspolitik wurde mit Wirkung 1.4.2019 vorgenommen, die
entsprechende aufsichtsrechtliche Anzeige an die ésterr. Finanzmarktaufsicht erfolgeam 20.2.2019.

Die VWG zahlt (direkt)keine Vergiitung an Mitarbeiter/Geschaftsfihrer der - im Wege der
Delegation/Auslagerung bestellten - externen Managementgesellschaft.5 Nach Aussage der externen
Managementgeselischaft verdffentlicht diese keine Informationen zur Verglitung an ihre
Mitarbeiter/Geschaftsfuhrer.

Grundsatze der Vergutungspolitik:

Die Vergiitungspolitik der LBI steht im Einklang mit der Geschéftsstrategie, den Zielen, Werten und
langfristigen Interessen der LBl sowie der von ihr verwalteten Investmentfonds. Das Verglitungssystem
ist derart ausgestaltet, dass Nachhaltigkeit, Geschaftserfolg und Risikolbernahme berlicksichtigt
werden und Vorkehrungen zur Vermeidung von interessenkonflikten getroffen wurden.

Die Vergiitungspolitik der LBI ist darauf ausgerichtet, dass die Entlohnung - insbesondere der variable
Gehaltsbestandteil - die Ubernahme von geschaftsinharenten Risiken in den einzelnen Teilbereichen
der LBI nur in jenem MaRe honoriert, der dem Risikoappetit der LBl entspricht. Die Risikostrategie und
die risikopolitischen Grundsatze werden von der Geschaftsflihrung der LBI erarbeitet und mit dem
Verglitungsausschuss und Aufsichtsrat abgestimmt. Eine Abstimmung mit dem Operationalem
Risikomanagement und Compliance erfolgt ebenfalls. Insbesondere wird darauf geachtet, dass die
Vergiitungspolitik auch mit den Risikoprofilen und Fondsbestimmungen der von der LBI verwalteten
Fonds vereinbar ist.

1 grutto-jahresbetrige; exklusive Dienstgeberbeitrage; inklusive ailer Sachbeziige/Sachzuwendungen

2 entspricht (begrifflich/ inhaltlich) bei der VWG dem ,Geschéftsleiter” nach dem InvFG 2011 bzw. der Fiihrungskraft” nach dem
AIFMG, dh Personen, die die Geschafte der Geselischaft tatsachlich flihren

3 Beglinstigte gemapR § 20 Abs. 2 Z 5 AIFMG bzw. Aniage | Schema B Ziffer 9.1 des InvFG 2011 sind die Geschaftsfuhrer
(=FUhrungskrifte/ Geschaftsleiter), Mitarbeiter des hdheren Managements, (sonstige) Risikotrager sowie Mitarbeiter mit
Kontrollfunktionen

4 Art. 107 Abs 3 der delegierten EU-Verordnung Nr. 231/2013

5 Q& A der ESMA [Punkt ii, ESMA34-32-352 (Seite 7) und ESMA34-43-392 (Seite 42)]
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Grundsatze der variablen Verglitung:

variable Vergiitungen werden ausschlielich entsprechend der internen Richtlinie zur
Vergiitungspolitik der LBl ausbezahlt. Das System ist derart ausgestaltet, dass Nachhaltigkeit,
Geschaftserfolg und Risikolibernahme beriicksichtigt werden. Die Mitarbeiter sind dariiber hinaus
verpflichtet keine MaRnahmen zu ergreifen bzw. wie immer gearteten Aktivitdten zu setzen, die dazu
geeignet waren, die vereinbarten Ziele durch das Eingehen eines Uberproportionalen Risikos zu
erreichen bzw. Risiken einzugehen, die sie objektiv betrachtet nicht eingegangen wdren, hatte die
Vereinbarung Gber die variable Verglitung nicht bestanden.

Zur Feststellung der variablen Vergiitung wird grundsatzlich eine Leistungsbewertung auf
Mitarbeiterebene vorgenommen, diese erfolgt aber auch unter Einbeziehung des Abteilungs- bzw.
Bereichsergebnisses und des Gesamtergebnisses sowie der Risikolage der LBI.

Hierbei wird speziell bei der Leistungsbeurteilung der Geschaftsleiter, des hoheren Managements, der
Risikokaufer bzw. sonstigen Risikokdufer sowie der Mitarbeiter mit Kontrollfunktionen (zusammen
sogen. ldentified ~ Staff) auf deren Einflussmoglichkeit —auf die  Abteilungs- und
Unternehmensperformance geachtet und diese entsprechend gewichtet. Hierauf wird auch bereits bei
der Zielbiindeldefinition Riicksicht genommen. Die Zielblindel bestehen aus vom Mitarbeiter
beeinflussbaren quantitativen Zielen sowie entsprechenden qualitativen Zielen, wobei das Verhaltnis
der Ziele zueinander ausgewogen und der Position des Mitarbeiters angemessen gestaltet wird. Konnen
flr bestimmte Positionen keine quantitativen Ziele definiert werden, stehen die entsprechenden
qualitativen Ziele im Vordergrund. Bei allen Zielbiindeln wird neben entsprechenden Ertrags- und
Risikozielen, die jedenfalls auf Nachhaltigkeit ausgerichtet sein missen, beachtet, dass auch der
Position entsprechende Ziele - wie etwa Compliance-, Qualitats-, Ausbildungs-, Organisations-, und
Dokumentationsziele etc. - enthalten sind.

Folgende Positionen gelten als Identified Staff":
o Aufsichtsrat
Geschaftsleitung
Leitung Compliance
Leitung Finanzen
Leitung Interne Revision
Leitung Risikomanagement (Marktfolge und Operationales Risikomanagement)
Leitung Recht
Leitung Personal
Leitung Operations
Fondsmanager, deren variable Vergiitung tber der Erheblichkeitsschwelle (siehe anbei) liegt

Bezliglich der Gesamtvergiitung stehen die Fixbeziige in einem angemessenen Verhaltnis zur variablen
Verglitung (,in der Folge auch ,Bonus” genannt). Die variable Vergiitung ist der Hohe nach beschrankt
und betragt in der Regel bis zu 30%, max. 100% des fixen Jahresbezuges.

Die Auszahlung des Bonus an das ldentified Staff* erfolgt unter Heranziehung einer
Erheblichkeitsschwelle. Diese Schwelle wird dann nicht erreicht, wenn die variable Vergiitung unter
25% des jeweiligen (fixen) Jahresgehalts liegt und EUR 30.000, -- nicht tiberschreitet. Bei der variablen
Vergiitung an das ,/dentified Staff" wird daher folgende Unterscheidung getroffen:
o Liegt die variable Vergiitung unter genannter Erheblichkeitsschwelle, wird der Bonus zu 100%
in bar und sofort in voliem Umfang ausbezahit.
e Liegtdievariable Vergiitung tiber genannter Erheblichkeitsschwelle, so besteht (insgesamt) der
Bonus idR aus einer Hilfte in bar und aus der anderen Halfte in sogen. ,unbaren Instrumenten”.
Diese Instrumente sind in concreto Anteile von reprasentativen Investmentfonds der LBI (in der
Folge ,Fonds"). Bei der variablen Verglitung wird folgende Auf- bzw. Verteilung bei der
(zeitlichen) Auszahlung vorgenommen: i) idR 60% des Bonus wird sofort (jeweils 50% in bar und
jeweils 50% in Fonds) ausbezahlt; ii) der verbleibende Teil wird nicht sofort ausbezahlt, sondern
tiber die idR drei nachfolgenden Geschéftsjahre (jeweils 50% in bar und jeweils 50% in Fonds)
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verteilt.® Des Weiteren diirfen die Fonds nach Erhalt durch das jeweilige ,Identified Staff* nicht
sofort verauRert werden, sondern miissen zwei Jahre (bei Geschéaftsleitern) bzw. ein Jahr (bei
den Gbrigen Mitgliedern des “Identified Staff") als Mindestfrist gehalten werden.

Vergitungsausschuss

Die LBI hat einen Verglitungsausschuss eingerichtet, bestehend aus zumindest 3 Mitgliedern des
Aufsichtsrates der LBI, welche keine Fiihrungsaufgaben wahrmehmen und als Ausschuss insgesamt
unabhangig ist. Der Vorsitzende des Vergltungsausschusses ist ein unabhdngiges Mitglied, welches
keine Fiihrungsaufgaben wahrnimmt.

Der Verglitungsausschuss unterstiitzt und berdt den Aufsichtsrat bei der Gestaltung der
Verglitungspolitik der LBI, besonderes Augenmerk wird auf die Beurteilung jener Mechanismen
gerichtet, die angewandt werden, um sicherzustellen, dass das Verglitungssystem alle Arten von
Risiken sowie die Liquiditit und die verwalteten Vermogenswerte angemessen berticksichtigt und die
Verglitungspolitik insgesamt mit der Geschaftsstrategie, den Zielen, Werten und Interessen der LBI und
der von ihr verwalteten Fonds vereinbar ist.

s ber diesen Verteilungszeitraum hinweg erfolgt jahrlich - jeweils am Ende des Geschiftsjahres - eine Evaluierung der
Nachhaltigkeit der im Basisjahr erbrachten Leistungen. Abhdngig vom Ergebnis dieses Evaluierungsprozesses, der
wirtschaftlichen Lage und der Risikoentwicklung gelangen jahrlich dariiber hinaus Akontierungen zur Auszahlung. Sofern die
jahrliche Evaluierung keine Reduzierung bzw. Entfall der variablen Vergltung zufolge hat, erfolgt die Auszahlung im
Verteilungszeitraum grundsatzlich jahrlich in Form von weiteren Akontierungen in Hohe von drei gleichen Teilen.
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RECHENSCHAFTSBERICHT
des WorldConcept Miteigentumsfonds gemap § 2 Abs. 1 und 2 InvFG 2011 fiir das
Rumpfrechnungsjahr vom 2. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020

Sehr geehrter Anteilsinhaber,

die LLB Invest Kapitalaniagegeselischaft m.b.H. legt hiermit den Bericht des WorldConcept Uber das
abgelaufene Rumpfrechnungsjahrvor.

Aktuelles Statement zur Corona-Situation (Stand 23. Februar 2021):

Fir das Jahr 2021 rechnen wir durch die allméhliche Verbreitung von COVID-19-Impfstoffen global mit
einer stetigen Normalisierung der Wirtschaftstatigkeit. Ein Risiko fiir dieses positive Szenario geht von
der Moglichkeit aus, dass die bisher entwickelten Impfstoffe gegen zukiinftige Virusmutationen, wie sie
zuletzt in GroRbritannien oder Siidafrika aufgetaucht sind, keinen Schutz bieten und sich somit die
Aufhebung der Lockdowns verzégert. Da die Finanzmarkte im letzten Jahr rasch dazu libergegangen
sind, Ihren Fokus auf die Zeit nach der Corona-Pandemie zu richten, kénnten negative Nachrichten zum
Impfschutz zwischenzeitliche Korrekturen ausldsen. Wir schédtzen aber aus heutiger Sicht die
Wahrscheinlichkeit einer neuerlichen harten Rezession mit entsprechenden Verwerfungen an den
Finanzmarkten als gering ein.

1. Vergleichende Ubersicht liber die letzten fiinf Rechnungsjahre

Thesaurierungsfonds Vollthesaurierungsfonds
ATO000A2CN79 ATO000A2CN87
Fondsver- Errechneter  Zur Thesau- Auszah- Errechneter ZurVoll- Wertent-
mogen gesamt Wert je rierung ver- lung gem. Wert je thesaurierung wicklung
Thesaurie- wendeter §58 Abs. 2 Vollthesaurie- verwendeter (Performance)
rungsanteil Ertrag InvFG 2011 rungsanteil Ertrag in%
31.12.2020 7.486.948,33 104,53 0,0000 0,0000 104,53 0,0000 4,53

Erster Rechnungsabschluss per 31.12.2020.

2. Ertragsrechnung und Entwickiung des Fondsvermogens

Ermittiung nach OeKB-Berechnungsmethode:
pro Anteil in Fondswahrung ( EUR ) ohne Berticksichtigung eines Ausgabeaufschlages

Thesaurierungsanteil Volithesaurierungsanteil

ATO000A2CN79 ATO000A2CN87
Anteilswert am Beginn des Rumpfrechnungsjahres 100,00 100,00
Anteilswert am Ende des Rumpfrechnungsjahres 104,53 104,53
Nettoertrag pro Anteil 4,53 4,53

ils im Rumpfrechnungsjahr

Aufgrund der Verwendung gerundeter Werte bei Anteilscheinen, Ausschittungen und Auszahlungen
kann die Wertentwicklung der Anteilscheinklassen trotz Verwendung des gleichen GebUhrensatzes
voneinander abweichen.
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Ordentliches Fondsergebnis

Ertrage (ohne Kursergebnis)

Zinsenertrage 5.579,09
Dividendenertrage 43.312,12 48.891,21
Zinsaufwendungen (Sollzinsen) -0,70
Aufwendungen

Vergdtung an die KAG -85.103,72  -85.103,72

Sonstige Verwaltungsaufwendungen

Kosten fur den Wirtschaftspriifer/Steuerberater -3.984,00

Zulassungskosten und steuerliche Vertretung Ausland -380,00

Publizitatskosten -1.472,90

Wertpapierdepotgeblihren -2.582,19

Spesen Zinsertrag -1.525,70

Depotbankgeblihr -2.514,94 -12.459,73 -97.563 45
Ordentliches Fondsergebnis (exkl. Ertragsausgleich) -48.672,94

Realisiertes Kursergebnis 23

Realisierte Gewinne 1.295,75
derivative Instrumente 74.486,51
Realisierte Verluste -25.289,19
derivative Instrumente -272.450,27
Realisiertes Kursergebnis (exkl. Ertragsausgleich) -221.957,20
Realisiertes Fondsergebnis (exkl. Ertragsausgleich) -270.630,14

Verinderung 812.446,28
Ergebnis des Rumpfrechnungsjahres 541.816,14

Er; ragsatjsg 4'2'6'5.48'1,2'4

Ertragsausgleich -265.481,24

2 Realisierte Gewinne und realisierte Verluste sind nicht periodenabgegrenzt und stehen so wie die Verdnderung des nicht realisierten
Kursergebnisses nicht unbedingt in Beziehung zu der Wertentwickiung des Fonds im Rumpfrechnungsjahr. )

3 Kursergebnis gesamt, ohne Ertragsausgleich (realisiertes Kursergebnis, ohne Ertragsausgleich, zuziiglich Verdnderung des nicht
realisierten Kursergebnisses): EUR 590.489,08.

4 Das Ergebnis des Rumpfrechnungsjahres beinhaltet explizit ausgewiesene Transaktionskosten in Hohe von EUR 28.428,24.
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Ausgabe und Riicknahme von Anteilen

Ausgabe von Anteilen 7.106.786,39
Riicknahme von Anteilen -161.654,20
Ertragsausgleich 265.481,24

7.210.613,43
Fondsergebnis gesamt 276.334,90

(das Fondsergebnis ist im Detail im Punkt 2.2. dargestellt)

Fondsvermdgen am Ende des Rumpfrechnungsjahres * 7.486.948,33

5 Anteilsumlauf am Ende des Rumpfrechnungsjahres:
100,00000 Thesaurierungsanteile ( ATOO00A2CN79) und 71.525,00000 Vollthesaurierungsanteile ( ATOOO0A2CN87 )

Den enthaltenen Unterfonds wurden von deren jeweils verwaltenden Kapitalanlagegeselischaften
Verwaltungsentschadigungen zwischen 0,51 % und 1,10 % per annum verrechnet. Flr den Kauf der
Anteile wurden von diesen Fondsgesellschaften keine Ausgabeaufschidge in Rechnung gestellt.

Berechnungsmethode des Gesamtrisikos: Commitment Approach

Total Return Swaps (Gesamtrendite-Swaps) oder vergleichbare derivative Instrumente

Ein Total Return Swap ist ein Kreditderivat, bei dem die Ertrdge und Wertschwankungen des zu Grunde
liegenden Finanzinstruments (Basiswert oder Referenzaktivum) gegen fest vereinbarte Zinszahlungen
getauscht werden.

Wertpapierfinanzierungsgeschafte und Gesamtrendite-Swaps (im Sinne der Verordnung des
Europdischen Parlaments und des Rates (ber die Meldung und Transparenz von
Wertpapierfinanzierungsgeschaften, Verordnung (EU) 2015/2365) wurden, insoweit sie laut
Fondsbestimmungen zulassig sind, im Berichtszeitraum nicht eingesetzt.

Fir die im Berichtszeitraum etwaig veraniagten OTC-Derivate wurden Sicherheiten ("Collateral”) in
Form von Sichteinlagen bzw. Anleihen zwecks Reduzierung des Gegenpartei-Risikos (Ausfallrisiko)
bereitgestellt.

Die LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. berlicksichtigt den Code of Conduct der
dsterreichischen Investmentfondsindustrie 2012.
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3. Finanzmarkte

Der Fondsstart mitten in der Covid-Pandemie kann durchaus als herausfordernd bezeichnet werden.
Der Lockdown und die daraus resultierenden Angste beziiglich der Entwicklung des Arbeitsmarkts und
der Unternehmen bewirkten einen Absturz der Aktienmarkte innerhalb eines Monats um Gber ca. 30 %
und hatten eine globale Rezession von rund 10 % zur Folge.

Es wurden enorme Geldmengen in den Bankenmarkt gestellt, um die Liquiditat des Finanzsystems am
Funktionieren zu halten. In weiterer Folge haben die Staaten mit beispiellosen Defizitspending den
Effekten der Pandemie (Arbeitslosigkeit, Pleitewelle) durch Kurzarbeitsunterstitzung und
Fixkostenlibernahme von Unternehmen in vielfacher Variation gegengesteuert. Die Schuldenquoten
der Staaten wurden dadurch gravierend erhoht.

Das 3. Quartal und 4. Quartal war ganz von der Hoffnung auf Erfolge an Impfstoffergebnissen der Phase
2 von verschiedenen Biotech-Unternehmen gepragt. Zum Geschéftsjahresende liegen die Aktien der
Technologieunternehmen auf neuem Allzeithoch, wahrend die Branchen Tourismus, Handel und
Dienstleistungen sich zwar von den Tiefststanden erholten, jedoch noch weit unter den Niveaus vor der
Krise liegen.

Performance verschiedener Indices im Berichtszeitraum:

DJ Eurostox 50 +6,40%
SP500 USD +21,50%
MSCI World EUR +10,60 %
4. Anlagepolitik

Der Veranlagungsgrad in Aktien und Aktienindexfutures schwankte zwischen 25 % und 90 %, wobei
standig Aktienpositionen von tiber 51% gehalten wurden.

in der Phase der groRten Unsicherheit wurde zeitweise mit Absicherungen Gber Aktienfutures und
Optionen ein starkerer Rlickgang des Fondswertes verhindert. Der maximale Verlust des Fonds konnte
so bei unter 8 % gehalten werden. im Verlauf des Jahres wurde der Investitionsgrad in Aktien
schrittweise auf ca. 90% erhoht.

In der abgelaufenen Periode wurden Aktienoptionen und Futures und Devisentermingeschafte im
Fonds sowohl fiir Veranlagungs- als auch fiir Absicherungszwecke eingegangen.

Der regionale Schwerpunkt der Investments wird aus heutiger Sicht weiterhin in den USA liegen, zumal
die Euro- Starke erste Gewinnanpassungen in Europa erfordert und die Konkurrenzfahigkeit
européischer Unternehmer weiter erschwert. Der Fokus liegt dabei bei Unternehmen mit hoher
Marktkapitalisierung. Im WorldConcept ist eine dynamische Anpassung des Aktieninvestmentgrades
vorgesehen, dieser Investmentgrad wird je nach Entwickiung an die aktuelle Marktsituation angepasst.

Der WorldConcept hat im abgeschlossenen Geschaftsjahr Unterfonds und ETFs gehalten.
Im abgelaufenen Rumpfgeschaftsjahr (Berichtszeitraum 02.03.2020 bis 31.12.2020) stieg der

Rechenwert des WorldConcept um 4,53 %. Der WorldConcept verfolgt einen offenen Investmentstil und
hat keine zugrundeliegende Benchmark definiert.

Es besteht "das Risiko, dass aufgrund von Kursbildungen auf illiquiden Markten die Bewertungskurse
bestimmter Wertpapiere von ihren tatsachlichen VerauRerungspreisen abweichen konnen
(Bewertungsrisiko)".
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5.Zusammensetzung des Fondsvermogens

Amtlicher Handel und organisierte Markte

Aktien

BHP Group Limited

CSL Limited

Woolworths Group Limited

Canadian National Railway Company (CAD)

Nestle Namensaktien (CHF)
Novartis AG (CHF)
Roche Holding AG Inhaberaktien (CHF)

Allianz SE (EUR)
Anheuser-Busch InBev S AJN.V.
ASML Holding N.V. (EUR)

BASF SE

Deutsche Borse AG

ENELS.p.A.

LVMH Louis Vuitton-Moet Hennessy frf 50
Sanofi-Aventis

Shop Apotheke Europe N.V.
Siemens AG Namensaktien
Siemens Energy AG

SAPSE

Unilever PLC

Astellas Pharma Incorporation(JPY)
Bridgestone Corporation

FANUC Corp.

FR Holdings Co. Limited

Softbank Group Corporation (JPY)
Sony Corporation (JPY)

Terumo Corporation

Toyota Motor Corporation (JPY)

Alibaba Group Holding Ltd.(USD)
Alphabet Inc.Cshares

Amazon.com Inc.

Apple Incorporation (USD)
Coca-Cola Corporation Shares (USD)
Deere & Co

Facebook Inc.

Home Depot Incorporation

Johnson & Johnson Shares (USD)
)PMorgan Chase & Co. (USD)

Merck & Co. Inc. (USD)

Microsoft Corporation Shares (USD)
MCDonalds Corporation shares (USD)
PayPal Holdings Inc.

PepsiCo inc.(USD)
Procter 8 Gamble (USD)

United Health Group Incorporation
VISAinc. Class A Shares

Walmart Incorporation

Obligationen

0 Bundesanleihe 02.11.2016-15.07.2023

0,5 Bundesrep. Deutschland 16.01.2015-15.02.2025
2,25 Bundesrepuplik Deutschland 26.08.11-04.09.21

2,375 Kingdom of Sweden 15.02.2018-15.02.2021

Summe amtlicher Handel und organisierte Markte

tnvestmentfonds
iShares DJ-Global Titans 50 [DE] UCITS ETF (EUR)-A
The Digital Leaders Fund |

Summe Investmentfonds
Summe Wertpapiervermdgen

Finanzterminkontrakte mit Absicherungszweck

Sonstige Finanzterminkontrakte, Optionsrechte und Optionsscheine
auf Finanzterminkontrakte oder Wertpapierindices mit Absicherungszweck

Furo FX Currency Future March 2021

AU000000BHP4 AUD 4.286 4.286
AU000000CSL8 AUD 400 400
AU000000WOW2  AUD 2.700 2.700
CA1363751027 CAD 700 700
CH0038863350 CHF 1.800 1.800
CH0012005267 CHF 2.200 2.200
CH0012032113 CHF 420 420
DEO0008404005 EUR 600 600
BE0974293251 EUR 1.000 1.000
NL0010273215 EUR 500 500
DEGOOBASF111 EUR 3.300 3.580
DEO0O05810055 EUR 1.000 1.000
IT0003128367 EUR 15.000 15.000
FRO000121014 EUR 420 420
FR0000120578 EUR 2.000 2.000
NL0012044747 EUR 400 600
DE00Q07236101 EUR 1.600 3.200
DEOOOENERGYO EUR 800 800
DE0007164600 EUR 1.100 1.235
GBOOB1ORZP78 EUR 3.500 3.500
JP3942400007 JPY 3.700 3.700
JP3830800003 JPY 1.584 1.584
JP3802400006 JPY 400 400
JP3802300008 JPY 200 200
JP3436100006 JPY 1.500 1.500
JP3435000009 Y 2.300 2.300
JP3546800008 Py 3.700 3.700
JP3633400001 PY 1.900 1.900
US01609W1027 usb 600 600
US02079K1079 usb 110 110
US0231351067 usb 80 80
US0378331005 usbD 2.400 3.000
US51912161007 uso 2,700 2.700
US2441991054 usD 450 450
US30303M1027 usb 900 900
US4370761029 usb 600 600
US4781601046 usb 1.700 1.700
US46625H1005 usb 780 780
US58933Y1055 usD 2.500 2.500
US5949181045 usp 800 800
US5801351017 usD 500 500
US70450Y1038 usbD 1.000 1.000
US57134481081 usb 600 600
US7427181091 usb 700 700
US91324P1021 usD 650 650
US92826C8394 usD 800 800
159311421039 ush 1.500 1.500
ATOO00ALPES0 EUR 135.000 135.000
DE0001102374 EUR 132.000 132.000
DEO001135457 EUR 180.000 180.000
XS1771768428 usb 100.000 100.000
DEQ006289382 EUR 3.000 3.000
DEOOOA2PBGM5 EUR 1.700 1.700
ECHY usb 8

summe der Finanzterminkontrakte mit Absicherungszweck
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8.014,0000

236,2600
1.758,7200
3.322,0000

134,8700

54,1300

265,3400

276,7800

266,1900

154,1400

125,0100

81,4200

224,1500

212,7100

231,0300

147,4200

138,4200

347,3500

214,3700

144,3000

101,8280
105,3500
102,0310
100,2790

EUR

47,3600
157,1200

EUR

EUR

1,2277

EUR

114.109,00
71.534,02
66.524,41

252.167 43
62.827,59
62.827,59

173.338,24

167.055,79

119.016,76

459.410,79

121.170,00
£8.590,00

198.150,00

214.731,00

140.050,00

124.140,00

215.376,00

158.440,00
59.280,00

187.840,00
24.120,00

117.480,00

171.570,00

1.790.937,00
46.704,39
42.703,14
80.845,71

142.749,35
94.965,81

187.825,20

126.270,53

119.677,75

841.741,88

115.634,23

157.809,94

216.787,67

264.041,11

119.219,35
97.400,28

203.199,28

130.283,06

213.751,53
79.539,77

166.041,28

146.276,21
86.756,67

188.457 46
72.152,70
79.039,07

184.172,85

139.893,96

176.564,16

2.837.020,58

137.467,80
139.062,00
183.655,80
460.185,60
81.800,31
81.800,31

6.786.091,18

142.080,00
267.104,00
409.184,00

409.184,00

7.195.275,18

11.032,71
11.032,71

11.032,71

1,52
0,96
0,89
3,37
0,84
0,84
2,31
2,23
1,59
6,13
1,62
0,78
2,65
2,85
1,87
1,66
2,88
2,12
0,79
2,51
0,32
1,57
2,29
23,91
0,62
0,57
1,08
1,91
1,27
2,51
1,69
1,60
11,25
1,55
2,11
2,90
3,52
1,59
1,30
2,72
1,74
2,84
1,06
2,22
1,95
1,16
2,52
0,96
1,06
2,46
1,87
2,36
37,89

1,84
1,86
2,45
6,15
1,09
1,09

90,63

1,90
3,57
5,47

547

96,10

0,15
0,15

0,15




Bankguthaben

EUR-Guthaben Kontokorrent
EUR 200.057,80

Guthaben Kontokorrent in nicht EU-Wahrungen

AUD 10.561,56
CHF 1.810,26
Y 3.972.310,00
usD 67.987,49
Summe der Bankguthaben
Kurzfristige Verbindlichkeiten
Verbindlichkeiten Kontokorrent in nicht EU-Wahrungen
usb -4.350,00
Summe kurzfristige Verbindlichkeiten
Sonstige Vermdgensgegenstiande
Zinsanspriiche aus Wertpapieren
EUR 1.873,47
usD 890,63
Dividendenanspriiche
CAD 301,87
Y 170.319,00
usD 1.566,95
Spesen Zinsertrag
EUR -456,23
Verwaltungsgebiihren
EUR -11.504,73
Depotgebiihren
EUR -231,72
Riickstellungen fiir Priifungskosten und sonstige Gebiihren
EUR -3.984,00

Summe sonstige Vermdgensgegenstinde

FONDSVERMOGEN

Anteilwert Thesaurierungsanteile ATOOG0A2CN79
Umiaufende Thesaurierungsanteile ATOO00A2CN79
Anteilwert Vollthesaurierungsanteile ATOO00A2CN87
Umlaufende Volithesaurierungsanteile ATOO000A2CN87

Umrechnungskurse/Devisenkurse
Vermdgenswerte in fremder Wahrung wurden zu den Umrechnungskursen/Devisenkursen per 29.12.2020 in EUR umgerechnet:

Wahrung Einheiten Kurs
US-Dollar 1EUR= 1,22590 usb
Kanadischer Dollar 1EUR= 1,57130 CAD
Schweizer Franken 1EUR= 1,08620 CHF
Japanischer Yen 1EUR= 127,23000 JPY
Australischer Dollar 1EUR= 1,61210 AUD
Marktschilissel Borseplatz

CME CME Chicago Mercantile Exchange
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EUR

EUR

EUR

EUR

EUR
STK

EUR
STK

200.057,80

6.551,43
1.666,60
31.221,49
55.459,25

294.956,57

-3.548,41

-3.548,41

1.873,47
726,51

192,11
1.338,67
1.278,20

-456,23

-11.504,73

-231,72

-3.984,00

-10.767,72

7.486.948,33

104,47
100,00000

104,47
71.525,00000

2,67

0,09
0,02
0,42
0,74

3,94

-0,05

-0,05

0,03
0,01

0,00
0,02
0,02

-0,01

-0,15

0,00

-0,05

-0,13

100,00




Der Wert eines Anteiles ergibt sich aus der Teilung des Gesamtwertes des Kapitalanlagefonds
einschlieRlich der Ertragnisse durch die Zahl der Anteile. Der Gesamtwert des Kapitalanlagefonds ist
aufgrund der jeweiligen Kurswerte der zu ihm gehdrigen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und
Bezugsrechte zuziiglich des Wertes der zum Fonds gehdrenden Finanzanlagen, Geldbetrage, Guthaben,
Forderungen und sonstigen Rechte abzuglich Verbindlichkeiten, von der Depotbank zu ermitteln.

Das Nettovermdgen wird nach folgenden Grundsatzen ermittelt:

a) DerWertvon Vermdgenswerten, welche an einer Borse oder an einem anderen geregelten Markt
notiert oder gehandelt werden, wird grundsatzlich auf der Grundlage des letzten verfugbaren
Kurses ermittelt.

b) Sofern ein Vermogenswert nicht an einer Borse oder an einem anderen geregelten Markt notiert
oder gehandelt wird oder sofern fur einen Vermdgenswert, welcher an einer BOrse oder an einem
anderen geregelten Markt notiert oder gehandelt wird, der Kurs den tatsachlichen Marktwert
nicht angemessen widerspiegelt, wird auf die Kurse zuverlassiger Datenprovider oder alternativ
auf Marktpreise gleichartiger Wertpapiere oder andere anerkannte Bewertungsmethoden
zurlickgegriffen.

Wihrend des Berichtszeitraumes abgeschlossene Geschifte, soweit sie nicht m
NG

Amtlicher Handel und organisierte Markte

Aktien

Unilever N.V. Aktien mit Stimmrecht NLOO0038861.9 EUR 3.500 3.500
Obligationen
2 Astan Development Bank 22.01.2015-22.01.2025 US045167CW12 usb 100.000 100.000

Genufischeine
Roche Holding AG Genufschein (CHF) CHO0012032048 CHF 207 207

GESCHLOSSENE FINANZTERMINKONTRAKTE IM BERICHTSJAHR

Put Alphabet Inc. November 2020 1350 BBGOOTP5QBN9 usb 1,00 1,00
Put Facebook Inc. Oktober 2020 220 BBGOOVYF34G1 usb 6,00 6,00
Put McDonald “s Corp. Oktober 20 210 BBGOWS58CWMS8 usp 7,00 7,00
Put PayPal Holdings Inc. September 2020 185 BBGOOTPGBC51 ushD 10,00 10,00
Put PepsiCo Inc. October 2020130 BBGOORWY7RK1 usb 10,00 10,00
DAX Index Future juni 2020 DEOOOCAFMPX2 EUR 2,00 2,00
EURO STOXX 50 Future Dezember 2020 DEO00C23QBV3 EUR 20,00 20,00
Mini-DAX Index Future Juni 2019 DEOOOCAFMPZ7 EUR 2,00 2,00 -
E-Mini S&P 500 Future juni 2020 ESMO usD 2,00 2,00
E-Mini S&P 500 Future Juni 2020 ESMO usp 2,00 2,00
Euro FX Currency EMINI Future Juni 2020 EEMO usb 1,00 1,00
Euro FX Currency Future December 2020 ECZ0 usD 2,00 2,00
Euro FX Currency Future December 2020 ECZ0 usp 4,00 4,00
Euro FX Currency Future juni 2020 ECMO Usb 1,00 1,00
Euro FX Currency Future Septemnber 2020 ECUO usp 2,00 2,00
Euro FX Currency Future September 2020 ECUO usD 1,00 1,00
Euro FX Currency Future September 2020 ECUO usb 2,00 2,00
Euro FX Currency Future September 2020 ECUO usb 1,00 1,00
D) EURO STOXX 50 FUTURE juni 2020 DECOOC2EZL67 EUR 2,00 2,00
DJ EURO STOXX 50 FUTURE Juni 2020 DEQOOC2EZLG7 EUR 2,00 2,00
Mini-DAX Index Future September 2020 DEOOOCASAGO6 . EUR 3,00 3,00
Mini-DAX index Future September 2020 DECOOCASAG06 EUR 3,00 3,00
Mini-DAX Index Future September 2020 DEQOOC4SAGO6 EUR 3,00 3,00
Mini-DAX Index Future September 2020 DEQOOCASAGO6 EUR 3,00 3,00
Mini-DAX Index Future September 2020 DEOGOC4SAGO6 EUR 3,00 3,00
Mini-DAX Index Future September 2020 DEOOOC4SAGO6 EUR 3,00 3,00
MSCI World index Future Juni 2020 DEOO0CO3CDK4 EUR 4,00 4,00
MSCl World NTR EUR Index Dezember 2020 DEOOOCIKQ7PL EUR 4,00 4,00
MSCEWorld NTR EUR Index Dezember 2020 DEOOOCIKQ7PL EUR 4,00 4,00
MSCI World NTR EUR Index Dezember 2020 DEOOOC1KQ7PL EUR 8,00 8,00
MSCI World NTR EUR Index Dezember 2020 DEOOOC1KQ7P1 EUR 4,00 4,00
MSCI World NTR EUR Index Dezember 2020 DEOOOCIKQ7P1 EUR 10,00 10,00
E-Mini S&P 500 Future juni 2020 ESMO usb 1,00 1,00
DAX Index Future Dezember 2020 DEQOOC47BPZ5 EUR 1,00 1,00
MSCI World Index Future juni 2020 DEOOOCO3CDK4 EUR 5,00 5,00
Euro FX Currency Future Juni 2020 ECMO UsD 1,00 1,00
Call Standard & Poors 500 EMINI juni 2020 2800 ESMOC 2800 usp 1,00 1,00
Put DAX Dezernber 2020 11800 DECOOPSFFPE2 EUR 2,00 2,00
Put DAX September 2020 13000 DEOOOC4AFPIAL EUR 1,00 1,00
Put EURO STOXX 50 Index Juni 2020 2600 DE00OC03D043 EUR 1,00 1,00
Put EURO STOXX 50 index juni 2020 2600 DEOO0CO3D043 EUR 1,00 1,00
Put EURO STOXX 50 Index November 2020 3000 DEOOOCS5DN)Y3 EUR 5,00 5,00

unverbindliche elektronische Kopie
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Call DAX Index Juni 2020 10000

Call DAX Index Juni 2020 10700

Call DAX Index Juni 2020 10700

Call DAX Index September 2020 11200
Call DAX Index September 2020 11200
Call DAX Index September 2020 14200
Call DAX September 2020 13600

Call EURO STOXX 50 Index Juni 2020 2900
Call E-Mini S&P 500 September 2020 2925

13

DEOQOOC2RJF94
DEOOOC2UJM17
DE000C2UJM17
DEO00C4GG2Y9
DE000C4GG2Y9
DE000C4GG129
DE0O00C4GG103
DE000C02P999
ESUOC 2925

Wien, am 31. Marz 2021

LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H.

Die Geschaftsflihrung

unverbindliche elektronische Kopie

EUR
EUR
EUR
EUR
EUR
EUR
EUR
EUR
usb

2,00
1,00
1,00
1,00
1,00
5,00
1,00
1,00
1,00

2,00
1,00
1,00
1,00
1,00
5,00
1,00
1,00
1,00



6. Bestitigungsvermerk’
Bericht zum Rechenschaftsbericht
Priifungsurteil

Wir haben den Rechenschaftsbericht der LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H., Wien, tber den
von ihr verwalteten

WorldConcept
Miteigentumsfonds gemaf § 2 Abs. 1 und 2 InvFG 2011,

bestehend aus der Vermogensaufstellung zum 31. Dezember 2020, der Ertragsrechnung fir das an
diesem Stichtag endende Rumpfrechnungsjahr und den sonstigen in Anlage 1 Schema B
Investmentfondsgesetz 2011 (InvFG 2011) vorgesehenen Angaben, gepriift.

Nach unserer Beurteilung entspricht der Rechenschaftsbericht den gesetzlichen Vorschriften und
vermittelt ein moglichst getreues Bild der Vermdgens- und Finanzlage zum 31. Dezember 2020 sowie
der Ertragslage des Fonds flr das an diesem Stichtag endende Rumpfrechnungsjahr in
Ubereinstimmung mit den Osterreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und den
Bestimmungen des InvFG 2011.

Grundiage fiir das Priifungsurteil

Wir haben unsere Abschlusspriifung gemaR § 49 Abs. 5 InvFG 2011 in Ubereinstimmung mit den
dsterreichischen Grundsidtzen ordnungsmapiger Abschlusspriifung durchgefuihrt. Diese Grundsatze
erfordern die Anwendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten
nach diesen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt "Verantwortlichkeiten des Abschlussprifers
fiir die Prifung des Rechenschaftsberichts" unseres Bestdtigungsvermerks weitergehend beschrieben.
Wir sind von der Gesellschaft unabhangig in Ubereinstimmung mit den Osterreichischen
unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und wir haben unsere sonstigen
beruflichen Pflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung,
dass die von uns bis zum Datum des Bestatigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage flir unser Prifungsurteil zu diesem Datum zu dienen.

Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind flir die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen
Informationen umfassen alle Informationen im Rechenschaftsbericht, ausgenommen die
Vermogensaufstellung, die Ertragsrechnung, die sonstigen in Anlage | Schema B InvFG 2011
vorgesehenen Angaben und den Bestatigungsvermerk.

Unser Priifungsurteil zum Rechenschaftsbericht erstreckt sich nicht auf diese sonstigen Informationen
wir geben dazu keine Art der Zusicherung.

Im Zusammenhang mit unserer Priifung des Rechenschaftsberichts haben wir die Verantwortlichkeit,
diese sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu wiirdigen, ob die sonstige Information wesentliche
Unstimmigkeiten zum Rechenschaftsbericht oder zu unseren bei der Abschlussprifung erlangten
Kenntnissen aufweisen oder anderweitig falsch dargestelit erscheinen.

Falls wir auf der Grundlage der von uns zu den vor dem Datum des Bestatigungsvermerks des
Abschlussprifers erlangten sonstigen Informationen durchgeflihrten Arbeiten den Schluss ziehen, dass
eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind wir verpflichtet, Gber
diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang nichts zu berichten.

unverbindliche elektronische Kopie
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Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats fur den
Rechenschaftsbericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich flr die Aufstellung des Rechenschaftsberichts und dafur,
dass dieser in Ubereinstimmung mit den &sterreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und
den Bestimmungen des InvFG 2011 ein mdglichst getreues Bild der Vermdogens-, Finanz- und
Ertragslage des Fonds vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fur die internen
Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Rechenschaftsberichts zu
ermdglichen, der frei von wesentlichen falschen Darsteliungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtimern ist.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fur die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft betreffend den von ihr verwalteten Fonds.

Verantwortlichkeiten des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Rechenschaftsberichts

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Rechenschaftsbericht als Ganzes
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtiimern ist und
einen Bestétigungsvermerk zu erteilen, der unser Priifungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheitist
ein hohes MaR an Sicherheit, aber keine Garantie dafur, dass eine in Ubereinstimmung mit den
dsterreichischen Grundsatzen ordnungsmapiger Abschiusspriifung, die die Anwendung der ISA
erfordern, durchgefiihrte Abschlusspriifung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche
vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kdnnen aus dolosen Handlungen oder Irrtimern
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt
verniinftigerweise erwartet werden konnte, dass sie die auf der Grundlage dieses
Rechenschaftsberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen.

Als Teil einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit den &sterreichischen Grundsatzen
ordnungsmapiger Abschlusspriifung, die die Anwendung der ISA erfordern, ben wir wdhrend der
gesamten Abschlusspriifung pflichtgemapes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

unverbindliche elektronische Kopie
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Dariiber hinaus gilt:

— Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund von
dolosen Handlungen oder Irrtiimern im Rechenschaftsbericht, planen Prifungshandiungen als
Reaktion auf diese Risiken, fiihren sie durch und erlangen Priifungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage fiir unser Priffungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen
Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist hoher
als ein aus Irrtimern resultierendes, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken,
Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irreflihrende Darstellungen oder das
Auperkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten konnen.

— Wir gewinnen ein Verstandnis von dem fir die Abschlusspriifung relevanten internen
Kontrollsystem um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstanden
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirksamkeit des internen
Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.

— Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten geschatzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhangende
Angaben.

— Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Rechenschaftsberichts
einschlieBlich der Angaben sowie ob der Rechenschaftsbericht die zugrunde liegenden
Geschaftsvorfalle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein mdglichst getreues Bild
erreicht wird.

— Wir tauschen uns mit dem Aufsichtsrat unter anderem tiber den geplanten Umfang und die geplante
zeitliche Einteilung der Abschlusspriifung sowie (iber bedeutsame Prifungsfeststellungen,
einschlieRlich etwaiger bedeutsamer Mangel im internen Kontrollsystem, die wir wahrend unserer
Abschlussprifung erkennen, aus.

Wien, am 31. Marz 2021

Ernst & Young
Wirtschaftsprifungsgesellschaft m.b.H.

Mag. Ernst Schdnhuber e.h. ppa MMag. Roland Unterweger e.h.
Wirtschaftsprifer Wirtschaftsprufer

) Bei Verdffentlichung oder Weitergabe des Rechenschaftsberichtes in einer von der bestitigten (ungekiirzten deutschsprachigen)
Fassung abweichenden Form (zB verkiirzte Fassung oder Ubersetzung) darf ohne unsere Genehmigung weder der Bestdtigungsvermerk
zitiert noch auf unsere Prifung verwiesen werden.

unverbindliche elektronische Kopie
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Steuerliche Behandlung des WorldConcept

ATOOO0A2CN79

Samtliche Ertrage aus dem Fonds sind beim Privatanleger durch den KESt-Abzug von EUR 0,0000 je
Thesaurierungsanteil einkommensteuerlich endbesteuert.

Ein Tatigwerden des Anteilinhabers ist nicht erforderlich.

Die auf Basis des gepriiften Rechenschaftsberichtes erstelite steuerliche Behandlung und die
Detailangaben dazu sind unter www.lIbinvest.at abrufbar.

unverbindliche elektronische Kopie
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Fondsbestimmungen gemap InvFG 2011

Die Fondsbestimmungen fir den Investmentfonds WorldConcept, Miteigentumsfonds gemaf
Investmentfondsgesetz 2011 idgF (InvFG), wurden von der Finanzmarktaufsicht (FMA) genehmigt.

Der Investmentfonds ist ein Organismus zur gemeinsamen Veranlagung in Wertpapieren (OGAW) und

wird von der LLB Invest Kapitalanlagegesellschaft m.b.H. (nachstehend ,Verwaltungsgesellschaft”
genannt) mit Sitz in Wien verwaltet.

Artikel 1 - Miteigentumsanteile

Die Miteigentumsanteile werden durch Anteilscheine (Zertifikate) mit Wertpapiercharakter verkorpert,
die auf Inhaber lauten.

Die Anteilscheine werden in Sammelurkunden je Anteilsgattung dargestellt. Effekttve Stucke konnen
daher nicht ausgefolgt werden.

Artikel 2 - Depotbank (Verwahrstelle)

Die fUr den Investmentfonds bestellte Depotbank (Verwahrstelle) ist die Liechtensteinische Landesbank
(Osterreich) AG, Wien.

Zahlstellen fur Anteilscheine sind die Depotbank (Verwahrstelle) oder sonstige im Prospekt genannten
Zahlstellen.

Artikel 3 - Veranlagungsinstrumente und —grundsatze

Fiir den Investmentfonds diirfen nachstehende Vermdgenswerte nach Mafgabe des InvFG
ausgewadhlit werden.

Der WorldConcept ist darauf ausgerichtet ist, hohe Ertragschancen zu nitzen und dabei hohe
Kursschwankungen in Kauf nimmt.

Flir den Investmentfonds werden tiberwiegend, d.h. mindestens 51 v.H. des Fondsvermdgens, in Form
von direkt erworbenen bdrsennotierten Aktien, sohin nicht direkt oder indirekt Uber andere
Investmentfonds oder derivative Instrumente, erworben.

SchUIdverschreibungen oder sonstige verbriefte Schuldtitel diirfen bis zu 49 v.H. des Fondsvermogens
direkt oder indirekt {iber andere Investmentfonds oder derivative Instrumente erworben werden.

Die nachfolgenden Veranlagungsinstrumente werden unter Einhaltung des obig ausgefiihrten
Schwerpunktes flir das Fondsvermogen erworben.

- Wertpapiere

Wertpapiere diirfen bis zu 100 v.H. des Fondsvermogens erworben werden.
- Geldmarktinstrumente

Geldmarktinstrumente dirfen bis zu 49 v.H. des Fondsvermdgens erworben werden.
- Wertpapiere und Geldmarktinstrumente

Der Erwerb nicht voll eingezahlter Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente und von Bezugsrechten auf
solche Instrumente oder von nicht voll eingezahlten anderen Finanzinstrumenten ist zuldssig.

WorldConcept 18
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Wertpapiere und Geldmarktinstrumente diirfen erworben werden, wenn sie den Kriterien betreffend
die Notiz oder den Handel an einem geregelten Markt oder einer Wertpapierborse gemaf InvFG
entsprechen.

Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die die im vorstehenden Absatz genannten Kriterien nicht
erfillen, dirfen insgesamt bis zu 10 v.H. des Fondsvermdagens erworben werden.

- Anteile an Investmentfonds
Anteile an Investmentfonds (OGAW, OGA) diirfen jeweils bis zu 10 v.H. des Fondsvermogens und
insgesamt bis zu 10 v.H. des Fondsvermdgens erworben werden, sofern diese (OGAW bzw. OGA)
ihrerseits jeweils zu nicht mehr als 10 v.H. des Fondsvermdgens in Anteile anderer Investmentfonds
investieren.

- Derivative Instrumente

Derivative Instrumente diirfen als Teil der Anlagestrategie bis zu 49 v.H. des Fondsvermdgens und zur
Absicherung eingesetzt werden.

- Risiko-Messmethode des Investmentfonds
Der Investmentfonds wendet folgende Risikomessmethode an:
Commitment Ansatz

Der Commitment Wert wird gemap dem 3. Hauptsttick der 4. Derivate-Risikoberechnungs-und MeldeV
idgF ermittelt.

- Sichteinlagen oder kiindbare Einlagen

Sichteinlagen und kiindbare Einlagen mit einer Laufzeit von hdchstens 12 Monaten dlrfen bis zu
49 v.H. des Fondsvermodgens gehalten werden.

Es ist kein Mindestbankguthaben zu halten.

Im Rahmen von Umschichtungen des Fondsportfolios und/oder der begriindeten Annahme drohender
Verluste bei Wertpapieren kann der Investmentfonds den Anteil an Wertpapieren unterschreiten und
einen hoheren Anteil an Sichteinlagen oder kiindbaren Einlagen mit einer Laufzeit von hochstens 12
Monaten aufweisen.

- Voriibergehend aufgenommene Kredite

Die Verwaltungsgesellschaft darf fir Rechnung des Investmentfonds vorlibergehend Kredite bis zur
Hohe von 10 v.H. des Fondsvermdogens aufnehmen.

- Pensionsgeschdfte
Nicht anwendbar.
- Wertpapierieihe
Nicht anwendbar.
- Der Erwerb von Veranlagungsinstrumenten ist nur einheitlich fr den ganzen Investmentfonds und
nicht fiir eine einzelne Anteilsgattung oder eine Gruppe von Anteilsgattungen zulassig.
- Dies gilt jedoch nicht fiir Wahrungssicherungsgeschafte. Diese konnen auch ausschlieflich
zugunsten einer einzigen Anteilsgattung abgeschlossen werden. Ausgaben und Einnahmen

aufgrund eines Wahrungssicherungsgeschdfts werden ausschlieflich  der betreffenden
Anteilsgattung zugeordnet.
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Artikel 4 - Modalitaten der Ausgabe und Riicknahme
Die Berechnung des Anteilswertes erfolgt in EUR.

Der Wert der Anteile wird an jedem 6sterreichischen Bankarbeitstag, ausgenommen Karfreitag und
Silvester, ermittelt.

- Ausgabe und Ausgabeaufschlag
Die Ausgabe erfolgt zu jedem Osterreichischen Bankarbeitstag, ausgenommen Karfreitag und Silvester.
Der Ausgabepreis ergibt sich aus dem Anteilswert zuziiglich eines Aufschlages pro Anteil in Hohe von
bis zu 5 v.H. zur Deckung der Ausgabekosten der Verwaltungsgesellschaft, aufgerundet auf den

nachsten Cent.

Die Ausgabe der Anteile ist grundsatzlich nicht beschrankt, die Verwaltungsgesellschaft behalt sich
jedoch vor, die Ausgabe von Anteilscheinen vorlibergehend oder volistandig einzustellen.

Es liegt im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft eine Staffelung des Ausgabeaufschlags
vorzunehmen.

- Riicknahme und Riicknahmeabschlag

Die Ricknahme erfolgt zu jedem &sterreichischen Bankarbeitstag, ausgenommen Karfreitag und
Silvester.

Der Riicknahmepreis entspricht dem Anteilswert, abgerundet auf den nachsten Cent.
Es fallt kein Rlicknahmeabschlag an.

Auf Verlangen eines Anteilinhabers ist diesem sein Anteil an dem investmentfonds zum jeweiligen
Riicknahmepreis gegen Riickgabe des Anteilscheines auszuzahlen.

Artikel 5 - Rechnungsjahr

Das Rechnungsjahr des Investmentfonds entspricht dem Kalenderjahr.

Artikel 6 - Anteilsgattungen und Ertrégnisverwendung

Fur -~ den Investmentfonds konnen sowohl Ausschittungsanteilscheine und/oder
Thesaurierungsanteilscheine mit KESt-Auszahlung als auch Thesaurierungsanteilscheine ohne KESt-
Auszahlung und zwar jeweils (iber einen Anteil oder Bruchstticke davon ausgegeben werden.

Fir diesen Investmentfonds kénnen verschiedene Gattungen von Anteilscheinen ausgegeben werden.
Die Bildung der Anteilsgattungen sowie die Ausgabe von Anteilen einer Anteilsgattung liegen im
Ermessen der Verwaltungsgeselischaft.

- Ertragnisverwendung bei Ausschiittungsanteilscheinen (Ausschiitter)

Die withrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse (Zinsen und Dividenden) konnen nach
Deckung der Kosten nach dem Ermessen der Verwaltungsgesellschaft ausgeschiittet werden. Eine
Ausschiittung kann unter Berlicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber unterbleiben. Ebenso
steht die Ausschiittung von Ertrdgen aus der Verauferung von Vermogenswerten des tnvestmentfonds
einschlieRlich von Bezugsrechten im Ermessen derVerwaltungsgesellschaft. Eine Ausschiittung aus der
Fondssubstanz sowie Zwischenausschittungen sind zulassig.

Das Fondsvermogen darf durch Ausschiittungen in keinem Fall das im Gesetz vorgesehene
Mindestvolumen fir eine Kiindigung unterschreiten.
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Die Betrage sind an die Inhaber von Ausschittungsanteilscheinen ab 15.02. des folgenden
Rechnungsjahres auszuschiitten, der Rest wird auf neue Rechnung vorgetragen.

Jedenfalls ist ab dem 15.02. der gemap InvFG ermittelte Betrag auszuzahlen, der zutreffendenfalls zur
Deckung einer auf den ausschiittungsgleichen Ertrag des Anteilscheines entfallenden
Kapitalertragsteuerabfuhrpflicht zu verwenden ist, es sei denn, die Verwaltungsgesellschaft stellt
durch Erbringung entsprechender Nachweise von den depotfithrenden Stellen sicher, dass die
Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilinhabern gehalten werden kdnnen, die
entweder nicht derinlandischen Einkommen- oder Kdrperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die
Voraussetzungen fUr eine Befreiung gemaR § 94 des Einkommensteuergesetzes bzw. fir eine
Befreiung von der Kapitalertragsteuer vorliegen.

- Ertragnisverwendung bei Thesaurierungsanteilscheinen mit KESt-Auszahlung
(Thesaurierer)

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht
ausgeschittet. Es ist bei Thesaurierungsanteilscheinen ab 15.02. der gemap InvFG ermittelte Betrag
auszuzahlen, der zutreffendenfalls zur Deckung einer auf den ausschittungsgleichen Ertrag des
Anteilscheines entfallenden Kapitalertragsteuerabfuhrpflicht zu verwenden ist, es sei denn, die
Verwaltungsgesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise durch die depotfuhrenden
Stellen sicher, dass die Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nurvon Anteilinhabern gehalten werden
konnen, die entweder nicht der intandischen Einkommen- oder Korperschaftssteuer unterliegen oder
bei denen die Voraussetzungen fiir eine Befreiung gemap § 94 des Einkommensteuergesetzes bzw. fur
eine Befreiung von der Kapitalertragsteuer vorliegen.

- Ertragnisverwendung bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Auszahlung
(Vollthesaurierer)

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht
ausgeschiittet. Es wird keine Auszahlung gemaR InvFG vorgenommen. Der fur das Unterbleiben der
KESt-Auszahlung auf den jahresertrag gemaR InvFG mafgebliche Zeitpunkt ist jeweils ab 15.02. des
folgenden Rechnungsjahres.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt durch Erbringung entsprechender Nachweise von den
depotfiihrenden Stellen sicher, dass die Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nur von Anteilinhabern
gehalten werden konnen, die entweder nicht der inlandischen Einkommen- oder Korperschaftssteuer
unterliegen oder bei denen die Voraussetzungen fir eine Befreiung gemaf § 94 des
Einkommensteuergesetzes bzw. flr eine Befreiung von der Kapitalertragsteuer vorliegen.

Werden diese Voraussetzungen zum Auszahlungszeitpunkt nicht erfillt, ist der gemaf InvFG ermittelte
Betrag durch Gutschrift des jeweils depotfihrenden Kreditinstituts auszuzahlen.

- Ertragnisverwendung bei Thesaurierungsanteilscheinen ohne KESt-Auszahlung
(Vollthesaurierer Auslandstranche)

Der Vertrieb der Thesaurierungsanteilscheine chne KESt-Auszahlung erfolgt ausschliefilich im Ausland.

Die wahrend des Rechnungsjahres vereinnahmten Ertragnisse nach Deckung der Kosten werden nicht
ausgeschlittet. Es wird keine Auszahlung gemap InvFG vorgenommen.

Die Verwaltungsgesellschaft stelit durch Erbringung entsprechender Nachweise sicher, dass die
Anteilscheine im Auszahlungszeitpunkt nurvon Anteilinhabern gehalten werden konnen, die entweder
nicht der inlandischen Einkommen- oder Korperschaftssteuer unterliegen oder bei denen die
Voraussetzungen fiir eine Befreiung gemap § 94 des Einkommensteuergesetzes bzw. flr eine Befreiung
von der Kapitalertragsteuer vorliegen.
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Artikel 7 - Verwaltungsgebiihr, Ersatz von Aufwendungen, Abwicklungsgebiihr

Die Verwaltungsgesellschaft erhilt fiir inre Verwaltungstatigkeit eine jahrliche Verglitung bis zu einer
Héhe von 1,85 v.H. p.a des Fondsvermdgens, diese wird aufgrund der Monatsendwerte berechnet und
tiglich abgegrenzt und monatlich ausbezahlt.

Es liegt im Ermessen der Verwaltungsgesellschaft, eine Staffelung der VerwaltungsgebUihr
vorzunehmen. '

Die Verwaltungsgesellschaft hat Anspruch auf Ersatz aller durch die Verwaltung entstandenen
Aufwendungen.

Die Kosten bei Einflihrung neuer Anteilsgattungen flr bestehende Sondervermaogen werden zu Lasten
der Anteilspreise der neuen Anteilsgattungen in Rechnung gestelit.

Bei Abwicklung des Investmentfonds erhalt die abwickelnde Stelle eine Verglitung in Héhe von
0,5 v.H. des Fondsvermogens.

Nihere Angaben und Erlauterungen zu diesem Investmentfonds finden sich im Prospekt.
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Anhang

Liste der Bérsen mit amtlichem Handel und von organisierten Markten?

1. Bérsen mit amtlichem Handel und organisierten Markten in den Mitgliedstaaten des EWR sowie Bérsen
in europiischen Landern auRerhalb der Mitgliedstaaten des EWR, die als gleichwertig mit geregelten
Markten gelten

Jeder Mitgliedstaat hat ein aktuelles Verzeichnis der von ihm genehmigten Mdrkte zu fGhren. Dieses Verzeichnisist
den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission zu ibermitteln.

Die Kommission ist gemap dieser Bestimmung verpflichtet, einmal jahrlich ein Verzeichnis der ihr mitgeteilten
geregelten Markte zu veroffentlichen.

Infolge verringerter Zugangsschranken und der Spezialisierung in Handelssegmente ist das Verzeichnis der
,geregelten Markte" groReren Veranderungen unterworfen. Die Kommission wird daher neben der jahrlichen
Verdffentlichung eines Verzeichnisses im Amtsblatt der Européischen Union eine aktualisierte Fassung auf ihrer
offiziellen Internetsite zuganglich machen.

1.1. Das aktuell gliltige Verzeichnis der geregelten Markte finden Sie unter

https://reqisters.esma.europa.eu/publication/searchRegister?core=esma_registers upreg®

1.2. Folgende Borsen sind unter das Verzeichnis der Geregelten Miirkte zu subsumieren:

1.2.1. Luxemburg Euro MTF Luxemburg
1.2.2. Schweiz SIX Swiss Exchange AG, BX Swiss AG®

1.3.Gemap § 67 Abs. 2 Z. 2 InvFG anerkannte Mdrkte im EWR:
Markte im EWR, die von den jeweils zusténdigen Aufsichtsbehdrden als anerkannte Markte eingestuft werden.

2.Borsen in europdischen Lindern auferhalb der Mitgliedstaaten des EWR

2.1. Bosnien Herzegovina: Sarajevo, Banja Luka
2.2.  Montenegro Podgorica
2.3.  Russland: Moskau (RTS Stock Exchange);
Moscow Interbank Currency Exchange (MICEX)
2.4.  Serbien: Belgrad ‘
2.5. Turkei: Istanbul (betr. Stock Market nur "National Market")

3.Bdrsenin aufereuropdischen Landern

3.1. Australien: Sydney, Hobart, Melbourne, Perth

3.2.  Argentinien: Buenos Aires

3.3. Brasilien: Rio de Janeiro, Sao Paulo

3.4. Chile: Santiago

3.5. China: Shanghai Stock Exchange, Shenzhen Stock Exchange
3.6. Hongkong: Hongkong Stock Exchange

3.7. Indien: Mumbay

3.8.. Indonesien: Jakarta

3.9. lsrael: Tel Aviv

3.10. Japamn: Tokyo, Osaka, Nagoya, Kyoto, Fukuoka, Niigata, Sapporo, Hiroshima
3.11. Kanada: Toronto, Vancouver, Montreal

3.12. Kolumbien: Bolsa de Valores de Colombia

3.13. Korea: Korea Exchange (Seoul, Busan)

7 Mit dem erwarteten Ausscheiden des Vereinigten Konigreichs GroBbritanniens und Nordirland (GB) aus der EU verliert GB seinen Status als
EWR-Mitgliedstaat und in weiterer Folge verlieren auch die dort ansdssigen Borsen / geregelten Markte ihren Status als EWR-Borsen /
geregelte Mirkte. Fir diesen Fall weisen wir darauf hin, dass folgende in GB ansdssigen Borsen und geregelten Markte:

Cboe Europe Equities Regulated Market — Integrated Book Segment, London Metal Exchange, Cboe Europe Equities Regulated Market —
Reference Price Book Segment, Cboe Europe Equities Regulated Market — Off-Book Segment, London Stock Exchange Regulated Market
(derivatives), NEX Exchange Main Board (non-equity), London Stock Exchange Regulated Market, NEX Exchange Main Board (equity),
Euronext London Regulated Market, ICE FUTURES EUROPE, ICE FUTURES EUROPE - AGRICULTURAL PRODUCTS DIVISION, ICE FUTURES
EUROPE - FINANCIAL PRODUCTS DIVISION, ICE FUTURES EUROPE - EQUITY PRODUCTS DIVISION und Gibraltar Stock Exchange

als in diesen Fondsbestimmungen ausdriicklich vorgesehene Bérsen bzw. anerkannte geregelte Markie eines Drittlandes im Sinne des InvFG
2011 bzw. der OGAW-RL gelten.

27um Offnen des Verzeichnisses in der Spalte links unter ,Entity Type” die Einschrénkung auf ,Regulated market” auswihlen und auf ,Search”
{bzw. auf ,Show table columns® und ,Update”) klicken. Der Link kann durch die ESMA gedndert werden.

9 Im Fall des Austaufens der Bérsendquivalenz fiir die Schweiz sind die SIX Swiss Exchange AG und die BX Swiss AG bis auf Weiteres unter
Punkt 2 "Bérsen in europiischen Lindern auBerhalb der Mitgliedstaaten des EWR" zu subsumieren.
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3.14.
3.15.
3.16.
3.17.
3.18.
3.19.
3.20.
3.21.
3.22.
3.23.

3.24.
3.25.

Malaysia:
Mexiko:
Neuseeland:
Pery:
Philippinen:
Singapur:
Stidafrika:
Taiwan:
Thailand:
USA:

Venezuela:
Vereinigte Arabische
Emirate:

Kuala Lumpur, Bursa Malaysia Berhad

Mexiko City

wellington, Christchurch/Invercargill, Auckland
Bolsa de Valores de Lima

Manila

Singapur Stock Exchange

Johannesburg

Taipei

Bangkok

New York, NYCE American, New York Stock
Exchange (NYSE), Philadelphia, Chicago, Boston, Cincinnati
Caracas

Abu Dhabi Securities Exchange (ADX)

4. Organisierte Markte in Lindern auRerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Gemeinschaft

4.1.
4.2.
4.3.
4.4.

45.

Japan:
Kanada:
Korea:
Schweiz:

USA

Over the Counter Market

Over the Counter Market

Over the Counter Market

Over the Counter Market

der Mitglieder der International Capital Market Association (ICMA),
Zirich

Over the Counter Market (unter behordlicher Beaufsichtigung wie z.B.
durch SEC, FINRA)

5. Borsen mit Futures und Options Markten

5.1. Argentinien:
5.2. Australien:
5.3. Brasilien:
5.4. Hongkong:
5.5. Japan:

5.6. Kanada:
5.7. Korea:

5.8. Mexiko:

5.9. Neuseeland:
5.10. Philippinen:
5.11. Singapur:
5.12. Slowakei:
5.13. Sudafrika:
5.14. Schweiz:
5.15. Turkei:
5.16. USA:
WorldConcept

Bolsa de Comercio de Buenos Aires

Australian Options Market, Australian Securities Exchange (ASX)
Bolsa Brasiliera de Futuros, Bolsa de Mercadorias & Futuros,

Rio de Janeiro Stock Exchange, Sao Paulo Stock Exchange

Hong Kong Futures Exchange Ltd.

Osaka Securities Exchange, Tokyo International Financial Futures
Exchange, Tokyo Stock Exchange

Montreal Exchange, Toronto Futures Exchange

Korea Exchange (KRX)

Mercado Mexicano de Derivados

New Zealand Futures & Options Exchange

Manila International Futures Exchange

The Singapore Exchange Limited (SGX)

RM-System Slovakia

Johannesburg Stock Exchange (JSE), South African Futures Exchange
(SAFEX)

EUREX

TurkDEX

NYCE American, Chicago Board Options Exchange,

Chicago Board of Trade, Chicago Mercantile Exchange, Comex, FINEX,
ICE Future US Inc. New York, Nasdag PHLX, New York Stock
Exchange, Boston Options Exchange (BOX)
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R STEUERBERATER
WIRTSCHAFTSPRUFER

Allgemeine
Auftragsbedingungen
far Wirtschaftstreuhandberufe
(AAB 2018)

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und
Wirtschaftsprifer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018

Praambel und Allgemeines

1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag Uber
vom zur Ausitbung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in
Ausiibung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische
Téatigkeiten als auch die Besorgung oder Durchfuhrung von
Rechtsgeschéften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien
des Auftrages werden in Folge zum einen ,Auftragnehmer”, zum anderen
LAuftraggeber” genannt).

2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen far
Wirtschaftstreuhandberufe  gliedern  sich in  zwei Teile: Die
Auftragsbedingungen des |. Teiles gelten fur Auftrdge, bei denen die
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers
(Unternehmer iSd KSchG) gehért. Fir Verbrauchergeschéafte geman
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBI Nr.140 in
der derzeit gultigen Fassung) gelten sie insoweit der Il. Teil keine
abweichenden Bestimmungen fiir diese enthélt.

3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel mdglichst nahe kommt,
zu ersetzen.

L.TEIL
1. Umfang und Ausfiihrung des Auftrages

1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der
schriftichen  Auftragsvereinbarung  zwischen  Auftraggeber  und
Auftragnehmer.  Fehlt diesbezuglich eine detaillierte  schriftliche
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4):

2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die
Beratungstatigkeit folgende Tatigkeiten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklérungen fur die Einkommen- oder
Koérperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlisse und sonstiger, fur die
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht
ausdricklich anders vereinbart, sind die fur die Besteuerung erforderlichen
Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.

b) Prifung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklarungen.

¢) Verhandlungen mit den Finanzbehérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden.

d) Mitwirkung bei Betriebsprifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten
Steuern.

Erhalt der Auftragnehmer fur die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu
honorieren.

3) Soweit die  Ausarbeitung von einer oder mehreren
Jahressteuererklarung(en) zum tbernommenen Auftrag zahlt, gehort dazu
nicht  die Uberpriifung etwaiger besonderer buchmagiger
Voraussetzungen sowie die Priifung, ob alle in Betracht kommenden
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begiinstigungen wahrgenommen
worden sind, es sei denn, hierliber besteht eine nachweisliche
Beauftragung.

4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemaR 8§ 2
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten
Beauftragung.

(5) Vorstehende Absatze (2) bis (4) gelten nicht bei
Sachversténdigentatigkeit.

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklarung tber den Umfang des
Auftrages hinaus.

()] Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchfuhrung des
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfullungsgehilfen
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchfihrung des
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer
auf regelméaRiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tatigkeit
unterstiitzen, unabhangig von der Art der rechtsgeschaftlichen Grundlage.

8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen
ausschlieB3lich dsterreichisches Recht zu beriicksichtigen; auslandisches
Recht ist nur bei ausdricklicher schrifticher Vereinbarung zu
berucksichtigen.

9) Andert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschlieRBenden
schriftlichen als auch miindlichen beruflichen AuBerung, so ist der
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Anderungen oder
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch fur in sich
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafur Sorge zu tragen, dass die von
ihm zur Verfligung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der
Leistungserbringung verarbeitet werden durfen. Diesbeziglich hat der
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschlie3lich die anwendbaren
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behorde ein Anbringen
elektronisch ein, so handelt er — mangels ausdrucklicher gegenteiliger
Vereinbarung — lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem
einreichend Bevolimé&chtigten zurechenbare Willens- oder
Wissenserklarung dar.

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die wahrend des
Auftragsverhaltnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren,
wahrend und binnen eines Jahres nach Beendigung des
Auftragsverhaltnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm
nahestehenden Unternehmen zu beschaftigen, widrigenfalls er sich zur
Bezahlung eines Jahresbezuges des libernommenen Mitarbeiters an den
Auftragnehmer verpflichtet.

2. Aufklarungspflicht des Auftraggebers; Vollstéandigkeitserklarung

1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Auftragnehmer
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle fiir die Ausfuhrung des
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt
werden und ihm von allen Vorgéangen und Umstanden Kenntnis gegeben
wird, die fiir die Ausfuhrung des Auftrages von Bedeutung sein kénnen.
Dies gilt auch fir die Unterlagen, Vorgange und Umsténde, die erst
wéhrend der Tatigkeit des Auftragnehmers bekannt werden.

) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskinfte und
Ubergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere
Zahlenangaben, als richtig und vollstandig anzusehen und dem Auftrag zu
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt
dies auch fiir die Richtigkeit und Vollstandigkeit von Rechnungen. Stellt er
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu
wahren.

?3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollstandigkeit der
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskiinfte und Erklarungen
im Falle von Prifungen, Gutachten und Sachverstandigentatigkeit
schriftlich zu bestatigen.

(4)  Wenn bei der Erstellung von Jahresabschliissen und anderen
Abschliissen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben
worden sind, bestehen fiir den Auftragnehmer insoweit diese Risiken
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten.

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitplane fur die
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind
bestmdgliche Schatzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart,
nicht bindend. Selbiges gilt fir etwaige Honorarschétzungen: diese werden
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich.

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die
Giiltigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene
Adresse vornehmen lassen.
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3. Sicherung der Unabhéangigkeit

1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um
zu verhindern, dass die Unabhéngigkeit der Mitarbeiter des
Auftragnehmers gefahrdet wird, und hat selbst jede Geféahrdung dieser
Unabhangigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere fiir Angebote auf
Anstellung und fur Angebote, Auftrdge auf eigene Rechnung zu
Ubernehmen.

2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfir
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber
vereinbarten Leistungen (sowohl Prifungs- als auch
Nichtpriifungsleistungen) zum Zweck der Uberpriifung des Vorliegens von
Befangenheits- oder AusschlieRungsgriinden und Interessenkollisionen in
einem allfalligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehért, verarbeitet
und zu diesem Zweck an die tbrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch
ins Ausland Ubermittelt werden. Hierfur entbindet der Auftraggeber den
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemaR § 80 Abs 4 Z 2
WTBG 2017 ausdriicklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht
jederzeit widerrufen.

4. Berichterstattung und Kommunikation

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prifungen und
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher
Bericht zu erstatten.

2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen
Auskiinfte und Stellungnahmen, einschlieflich Berichte, (allesamt
Wissenserklarungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger
Erfillungsgehilfen oder Substitute (,berufliche AuRerungen*) sind nur dann
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche AuRerungen in
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter
Verwendung &hnlicher Formen der elektronischen Kommunikation
(speicher- und wiedergabefahig und nicht mindlich dh zB SMS aber nicht
Telefon) erfolgen, Ubermittelt oder bestétigt werden, gelten als schriftlich;
dies gilt ausschlieRlich fur berufliche AuRerungen. Das Risiko der Erteilung
der beruflichen AuRerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der
Ubersendung dieser tragt der Auftraggeber.

3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlusselter Form vornimmt. Der
Auftraggeber erklart, tUber die mit der Verwendung elektronischer
Kommunikation ~ verbundenen  Risiken  (insbesondere  Zugang,
Geheimhaltung, Verénderung von Nachrichten im Zuge der Ubermittlung)
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen
Erfullungsgehilfen oder Substitute haften nicht fiir Schaden, die durch die
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.

4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon — insbesondere in
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation — nicht immer
sichergestellt. Auftrdége und wichtige Informationen gelten daher dem
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht
(fern-)miindlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird
im Einzelfall der Empfang ausdrucklich bestétigt. Automatische
Ubermittlungs- und Lesebestdtigungen gelten nicht als solche
ausdriicklichen Empfangsbestatigungen. Dies gilt insbesondere fir die
Ubermittlung von Bescheiden und anderen Informationen tber Fristen.
Kritische und wichtige Mitteilungen mussen daher per Post oder Kurier an
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Ubergabe von Schriftstiicken an
Mitarbeiter auRerhalb der Kanzlei gilt nicht als Ubergabe.

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes
bestimmt, Schriftlichkeit iSd 8§ 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 elDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfillt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition
liegt.

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail)
Ubermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat,
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen.

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers

1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafir zu sorgen, dass die im
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten,
Organisationsplane, Entwirfe, Zeichnungen, Berechnungen und
dergleichen nur fur Auftragszwecke (z.B. geméaR § 44 Abs 3 EStG 1988)
verwendet werden. Im Ubrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch

mundlicher beruflicher AuRerungen des Auftragnehmers an einen Dritten
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.

) Die Verwendung schriftlicher als auch mundlicher beruflicher
AuRerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzuléssig; ein
VerstoR berechtigt den Auftragnehmer zur fristiosen Kundigung aller noch
nicht durchgefiihrten Auftrage des Auftraggebers.

?3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das
Urheberrecht. Die Einrdumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten.

6. Méngelbeseitigung

1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachtraglich
hervorkommende Unrichtigkeiten und Méangel in seiner schriftlichen als
auch miindlichen beruflichen AuRerung zu beseitigen, und verpflichtet, den
Auftraggeber hiervon unverzuglich zu versténdigen. Er ist berechtigt, auch
liber die urspriingliche berufliche AuRerung informierte Dritte von der
Anderung zu verstandigen.

2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind;
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des
Auftragnehmers bzw. — falls eine schriftliche berufliche AuRerung nicht
abgegeben wird — sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten
Tatigkeit des Auftragnehmers.

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlagen der Nachbesserung
etwaiger Méangel Anspruch auf Minderung. Soweit darlber hinaus
Schadenersatzanspriiche bestehen, gilt Punkt 7.

7. Haftung

1) Samtliche Haftungsregelungen gelten fur alle Streitigkeiten im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis, gleich aus welchem
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet fir Schaden im Zusammenhang
mit dem Auftragsverhdltnis (einschlieBlich dessen Beendigung) nur bei
Vorsatz und grober Fahrlassigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2
ABGB wird ausgeschlossen.

2 Im Falle grober Fahrlassigkeit betrégt die Ersatzpflicht des
Auftragnehmers héchstens das zehnfache der
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung geman §
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils
geltenden Fassung.

?3) Die Beschrankung der Haftung gemaf Punkt 7 (2) bezieht sich auf
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Ricksicht darauf, ob Schaden in
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind.
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung,
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen
beruht. Weiters ist, auBer bei vorsatzlicher Schadigung, eine Haftung des
Auftragnehmers fiir entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben-
oder ahnliche Schaden, ausgeschlossen.

4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden
Kenntnis erlangt haben, spatestens aber innerhalb von drei Jahren ab
Eintritt des (Primé&r)Schadens nach dem anspruchsbegriindenden Ereignis
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen
Vorschriften zwingend andere Verjahrungsfristen festgesetzt sind.

(5) Im Falle der (tatbestandsmaRigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchfiihrung des
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Riicksicht
darauf, ob andere Beteiligte vorsatzlich gehandelt haben.

(6) In Féllen, in denen ein férmlicher Bestatigungsvermerk erteilt wird,
beginnt die Verjahrungsfrist spatestens mit Erteilung des
Bestatigungsvermerkes zu laufen.

()] Wird die Tatigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten
verarbeitenden  Unternehmens,  durchgefuhrt, so gelten  mit
Benachrichtigung des Auftraggebers dariiber nach Gesetz oder Vertrag
be- oder entstehende Gewabhrleistungs- und Schadenersatzanspriiche
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur fur Verschulden bei der
Auswahl des Dritten.

8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenuber ist in jedem Fall
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der
Auftraggeber diese tiber diesen Umstand ausdriicklich aufzuklaren. Soweit
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ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zuléssig ist oder eine
Haftung gegenuber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise
Ubernommen wurde, gelten subsidiar diese Haftungsbeschrankungen
jedenfalls auch gegenuber Dritten. Dritte koénnen jedenfalls keine
Anspriche stellen, die Uber einen allfalligen Anspruch des Auftraggebers
hinausgehen. Die Haftungshéchstsumme gilt nur insgesamt einmal fur alle
Geschadigten, einschlieBlich der Ersatzanspruche des Auftraggebers
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter
oder auch mehrere Dritte) geschéadigt worden sind; Geschadigte werden
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von samtlichen Anspriichen Dritter
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mindlicher
beruflicher AuRerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und
klaglos halten.

9) Punkt 7 gilt auch fur allféllige Haftungsanspriiche des Auftraggebers
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis gegenuber Dritten
(Erfullungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den
Substituten des Auftragnehmers.

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz

1) Der Auftragnehmer ist gemén § 80 WTBG 2017 verpflichtet, Gber
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tatigkeit flr
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder
gesetzliche AuRerungspflichten entgegen stehen.

2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprichen des Auftragnehmers
(insbesondere Anspriiche auf Honorar) oder zur Abwehr von Anspriichen
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzanspriiche des
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der
Auftragnehmer  von  seiner  beruflichen  Verschwiegenheitspflicht
entbunden.

3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige
schriftliche berufliche AuRerungen (iber die Ergebnisse seiner Tatigkeit
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushandigen, es sei denn,
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht.

4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im
Sinne der Datenschutz-Grundverordnung (,DSGVO*) hinsichtlich aller im
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem
Auftragnehmer Uberlassene Materialien (Papier und Datentrager) werden
grundsétzlich nach Beendigung der diesbeziglichen Leistungserbringung
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte
ubergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgeméaflen Dokumentation
seiner Leistungen benétigt oder es rechtlich geboten oder berufsublich ist.

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstitzt, die
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden
Pflichten gegeniber Betroffenen zu erfullen, so ist der Auftragnehmer
berechtigt, den entstandenen tatsachlichen Aufwand an den Auftraggeber
zu verrechnen. Gleiches gilt, fur den Aufwand der fur Auskinfte im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis anfallt, die nach Entbindung
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenuber
Dritten diesen Dritten erteilt werden.

9. Rucktritt und Kiindigung (,Beendigung*)

1) Die Erklarung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erléschen einer
bestehenden Volimacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.

2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben ist, kdnnen die Vertragspartner den Vertrag
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch
bestimmt sich nach Punkt 11.

3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag tber, wenn
auch nicht ausschlieBlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen,
auch mit Pauschalvergutung) kann allerdings, soweit nichts anderes
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten (,Beendigungsfrist*) zum Ende
eines Kalendermonats beendet werden.

4) Nach Erklarung der Beendigung eines Dauerauftrags — sind, soweit
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren
vollstandige Ausfuhrung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsatzlich)
mdglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern samtliche erforderlichen

Unterlagen rechtzeitig zur Verfligung gestellt werden und soweit nicht ein
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.

(5) Waren bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige,
Ublicherweise nur einmal jahrlich zu erstellende Werke (z.B.
Jahresabschlisse, Steuererklarungen etc.) fertig zu stellen, so zéhlen die
Uber 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdriicklichem Einverstéandnis des
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemafR Punkt 9 (4) gegebenenfalls
ausdrucklich hinzuweisen.

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des
Auftraggebers und rechtlichen Ausfiihrungshindernissen

1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlasst der Auftraggeber eine ihm
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt.
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchfiihrung
des Auftrages verlangt, die, nach begriindetem Dafurhalten des
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsiiblichen Grundsatzen
entspricht. Seine Honoraranspriiche bestimmen sich nach Punkt 11.
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers
begriinden auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kundigungsrecht keinen
Gebrauch macht.

) Bei Vertragen Uber die Fiuhrung der Bicher, die Vornahme der
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose
Beendigung durch den Auftragnehmer gemaf Punkt 10 (1) zulassig, wenn
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemaR Punkt 2. (1) zweimal
nachweislich nicht nachkommt.

11. Honoraranspruch

1) Unterbleibt die Ausfuhrung des Auftrages (z.B. wegen Ruicktritt oder
Kundigung), so gebuhrt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umsténde,
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloRBes
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbeziiglich auRer Ansatz,
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlasst.

2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebihrt das vereinbarte
Entgelt fur den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird
oder dies aus Grinden, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind,
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren.

?3) Unterbleibt eine zur Ausfihrung des Werkes erforderliche
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt,
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklarung,
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben
gelte, im Ubrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1).

4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist geméaf Punkt 9. (3) durch
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsaufldsung gemaf Punkt 10. (2) durch
den Auftragnehmer behalt der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch
fur drei Monate.

12. Honorar

1) Sofern nicht ausdriicklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird
jedenfalls gemaR § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene
Entlohnung geschuldet. Hdhe und Art des Honoraranspruchs des
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers
immer auf die &lteste Schuld anzurechnen.

2) Die Kkleinste verrechenbare Leistungseinheit betragt eine
Viertelstunde.

?3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.

4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert
verrechnet werden.

(5) Erweist sich durch nachtraglich hervorgekommene besondere
Umstédnde oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu
fuhren (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren).
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(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die
Umsatzsteuer zusatzlich. Beispielhaft aber nicht abschlieRend im
Folgenden (7) bis (9):

()] Zu den verrechenbaren Nebenkosten zéhlen auch belegte oder
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse),
Diaten, Kilometergeld, Kopierkosten und &hnliche Nebenkosten.

8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zahlen die
betreffenden Versicherungspramien (inkl. Versicherungssteuer) zu den
Nebenkosten.

9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und
Sachaufwendungen firr die Erstellung von Berichten, Gutachten ué.
anzusehen.

(10) Fir die Ausfuhrung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche
Erledigung mehreren Auftragnehmern tbertragen worden ist, wird von
jedem das seiner Tatigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.

(11) Entgelte und Entgeltvorschiisse sind mangels anderer
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung féllig. Fir
Entgeltzahlungen, die spater als 14 Tage nach Félligkeit geleistet werden,
kénnen Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen
Unternehmergeschaften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2.
Satz UGB festgelegten Hohe.

(12) Die Verjéhrung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende
der Leistung bzw. mit spaterer, in angemessener Frist erfolgter
Rechnungslegung zu laufen.

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer
Rechnung in die Bucher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.

(14)  Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das
ist die Anfechtung wegen Verkirzung tber die Hélfte fir Geschéfte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

(15) Falls bei Auftragen betreffend die Fihrung der Bicher, die
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarung die Vertretungstatigkeit im Zusammenhang mit abgaben-
und beitragsrechtlichen Prufungen aller Art einschlie3lich der Abschluss
von Vergleichen uber Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung u& gesondert zu honorieren.
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils
fur ein Auftragsjahr vereinbart.

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit
denim Punkt 12. (15) genannten Tétigkeiten, insbesondere Feststellungen
uber das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur
aufgrund eines besonderen Auftrages.

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschiisse verlangen und
seine (fortgesetzte) Tatigkeit von der Zahlung dieser Vorschiusse abhéngig
machen. Bei Dauerauftragen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis
zur Bezahlung friherer Leistungen (sowie allfalliger Vorschiisse geman
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener
Teilhonorierung gilt dies sinngemaf.

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt,
aufler bei offenkundigen wesentlichen Mangeln, nicht zur auch nur
teilweisen Zuriickhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,
sonstigen Entgelte, Kostenerséatze und Vorschisse (Vergltungen).

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf
Vergitungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Forderungen zulassig.

13. Sonstiges

1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche
Zurlckbehaltungsrecht (8 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das
Zuruckbehaltungsrecht zu Unrecht ausgelibt, haftet der Auftragnehmer
grundsétzlich gemaR Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Héhe
seiner noch offenen Forderung.

) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge
der Auftragserfullung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und
ahnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfillung unter Einsatz
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt,
nach Ubergabe samtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit
erstellter Daten, fur die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft,
in einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren Format an den
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhénder, die
Daten zu léschen. Fiir die Ubergabe dieser Daten in einem strukturierten,
gangigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer

Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngeman). Ist
eine Ubergabe dieser Daten in einem strukturierten, gangigen und
maschinenlesbaren Format aus besonderen Grunden unmoglich oder
untunlich, kénnen diese ersatzweise im Vollausdruck tibergeben werden.
Eine Honorierung steht diesfalls dafur nicht zu.

®3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner
Tatigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht fur den
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber
und fur die Schriftstiicke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und fur
Schriftstiicke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den fur den
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung
von Geldwasche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die
er an den Auftraggeber zuriickgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen.
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber ubermittelt
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes
Honorar (Punkt 12. gilt sinngemaf3).

4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer (bergebenen
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei
Nichtabholung Ubergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber,
Ubergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zuriickstellen
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt
sinngemaf). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des
Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren
nicht fir Folgen aus Beschadigung, Verlust oder Vernichtung der
Unterlagen.

(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fallige Honorarforderungen mit
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei
ausdrucklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen
musste.

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder kinftigen Honorarforderung
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten
Transfer zu verstéandigen. Danach kann der sichergestellte Betrag
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden.

14. Anzuwendendes Recht, Erfiillungsort, Gerichtsstand
1) Fur den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus
ergebenden Anspriche gilt ausschlieBlich dsterreichisches Recht unter

Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts.

2) Erfullungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des
Auftragnehmers.

?3) Gerichtsstand ist — mangels abweichender schriftlicher
Vereinbarung — das sachlich zusténdige Gericht des Erflllungsortes.
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1. TEIL
15. Erganzende Bestimmungen fur Verbrauchergeschéfte

Q) Fir Vertrage zwischen Wirtschaftstreuhandern und Verbrauchern
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes.

) Der Auftragnehmer haftet nur fiir vorsatzliche und grob fahrlassig
verschuldete Verletzung der ibernommenen Verpflichtungen.

3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im
Falle grober Fahrlassigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht
begrenzt.

4) Punkt 6 Abs 2 (Frist fir Mangelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzanspriiche innerhalb einer
bestimmten Frist) gilt nicht.

5) Rucktrittsrecht gemaf § 3 KSchG:

Hat der Verbraucher seine Vertragserklarung nicht in den vom
Auftragnehmer dauernd benutzten Kanzleiraumen abgegeben, so kann er
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zuriicktreten. Dieser Rucktritt
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer
Woche erklart werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde,
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie
eine Belehrung Uber das Rucktrittsrecht enthalt, an den Verbraucher,
frihestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das
Ruicktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschéftiche Verbindung mit dem
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks SchlieBung dieses
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten
vorangegangen sind oder

3. bei Vertragen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort
zu erbringen sind, wenn sie Ublicherweise von Auftragnehmern auf3erhalb
ihrer Kanzleiraume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15
nicht Ubersteigt.

Der Rucktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es
genlgt, wenn der Verbraucher ein Schriftstick, das seine
Vertragserklarung oder die des Auftragnehmers enthélt, dem
Auftragnehmer mit einem Vermerk zuriickstellt, der erkennen lasst, dass
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des
Vertrages ablehnt. Es geniigt, wenn die Erklarung innerhalb einer Woche
abgesendet wird.

Tritt der Verbraucher geméaR § 3 KSchG vom Vertrag zuriick, so hat Zug
um Zug

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zuriickzuerstatten und den vom
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nutzlichen
Aufwand zu ersetzen,

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu
verglten, soweit sie ihm zum klaren und tUberwiegenden Vorteil gereichen.

GemanR § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzanspriiche unberihrt.
(6) Kostenvoranschlage geméan § 5 KSchG:

Fur die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist.

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewahrleistet, wenn nicht das
Gegenteil ausdriicklich erklart ist.

) Méangelbeseitigung: Punkt 6 wird erganzt:

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu
erflllen, an dem Ort, an dem die Sache Gbergeben worden ist. Ist es fur
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Ubersendung auf seine Gefahr
und Kosten vornehmen.

8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewdhnlichen
Aufenthalt oder ist er im Inland beschéftigt, so kann fur eine Klage gegen
ihn nach den 8§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zusténdigkeit
eines Gerichtes begriindet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der
gewdhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschaftigung liegt.

9) Vertrage uber wiederkehrende Leistungen:

(a) Vertrage, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die
fur eine unbestimmte oder eine ein Jahr Ubersteigende Zeit geschlossen
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines
halben Jahres kiindigen.

(b) Istdie Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare
Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der VertragsschlieBung
bestimmt sind, so kann der erste Kindigungstermin bis zum Ablauf des
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Vertragen kann die
Kundigungsfrist auf hdchstens sechs Monate verlangert werden.

(c) Erfordert die Erflllung eines bestimmten, in lit. a) genannten
Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies
dem Verbraucher spétestens bei der VertragsschlieBung bekannt
gegeben, so kénnen den Umstanden angemessene, von den in lit. a) und
b) genannten abweichende Kindigungstermine und Kindigungsfristen
vereinbart werden.

(d) Eine Kindigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht
ausgesprochen worden ist, wird zum néchsten nach Ablauf der
Kundigungsfrist liegenden Kiindigungstermin wirksam.

unverbindliche elektronische Kopie



EY | Assurance | Tax | Strategy and Transactions | Consulting

Die globale EY-Organisation im Uberblick

EY ist einer der globalen Marktflhrer in der Wirtschaftsprifung, Steuer-
beratung, Transaktionsberatung und Managementberatung. Mit unserer
Erfahrung, unserem Wissen und unseren Leistungen starken wir weltweit
das Vertrauen in die Wirtschaft und in die Finanzmadrkte. Daflr sind wir
bestens gerlistet: mit hervorragend ausgebildeten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, dynamischen Teams, einer ausgeprdgten Kundenorientierung
und individuell zugeschnittenen Dienstleistungen. Unser Ziel ist es, die
Funktionsweise wirtschaftlich relevanter Prozesse in unserer Welt zu
verbessern - flr unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, unsere Kunden
sowie die Gesellschaft, in der wir leben. Daflr steht unser weltweiter
Anspruch ,,Building a better working world".

Die globale EY-Organisation besteht aus den Mitgliedsunternehmen von
Ernst & Young Global Limited (EYG). Jedes EYG-Mitgliedsunternehmen

ist rechtlich selbststdandig und unabhangig und haftet nicht fir das Handeln
und Unterlassen der jeweils anderen Mitgliedsunternehmen. Ernst & Young
Global Limited ist eine Gesellschaft mit beschrankter Haftung nach
englischem Recht und erbringt keine Leistungen fir Kunden. Weitere
Informationen finden Sie unter www.ey.com.

In Osterreich ist EY an vier Standorten prasent. ,EY" und ,wir" beziehen

sich in dieser Publikation auf alle 6sterreichischen Mitgliedsunternehmen
von Ernst & Young Global Limited.

© 2021 Ernst & Young
Wirtschaftsprifungsgesellschaft m.b.H.
All Rights Reserved.

www.ey.com/at

unverbindliche elektronische Kopie



	1.2. Deckel LLB für pdf KAG.docx
	3. Inhaltsv. LLB Invest ab 31.12.2020.docx
	4. LLB Invest Pb ab 31.12.2020 OGAW.docx
	US WorldConcept
	RB WorldConcept

